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Betreiber von Photovoltaikanlagen wurden mit dem 
Jahressteuergesetz 2022 von etlichen steuerlichen 
Hürden und Fallstricken befreit. Rückwirkend ab  
2022 sind Einnahmen einkommensteuerfrei, die  
durch die Einspeisung von Strom in das öffentliche  
Netz erzielt werden. Gleiches gilt für den Eigen-
ver brauch. Die Befreiung gilt allerdings nur im 
Zusammenhang mit Anlagen, die auf Einfamilien-
häusern oder nicht zu Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden, wie Garagen oder Nebengebäuden, 
installiert sind und maximal eine Bruttoleistung von 
30 kWp erbringen. Für größere Photovoltaikanlagen  
(z. B. auf Mehrfamilienhäusern) gilt die Steuer-
befreiung, wenn deren Maximalleistung nicht mehr 
als 15 kWp je Wohn- oder Gewerbeeinheit beträgt. 
Beim Betrieb von mehreren Photovoltaikanlagen 
dürfen pro Steuerzahler 100 kWp nicht überschritten 
werden.

Hinweis: 
Die Einkommensteuerbefreiung gilt nicht nur für 
neu installierte Photovoltaikanlagen, sondern auch 
für bestehende Anlagen. Für Besitzer von älteren 
Anlagen kann dies recht lukrativ sein, weil sie häufig 
noch hohe Einspeisevergütungen beziehen.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun in 
einem aktuellen Anwendungsschreiben zahlreiche 
Einzelfragen zur neugeschaffenen Steuerbefreiung 
auf  gegriffen. Die wichtigsten Aussagen im Über  blick:

Auch Fassadenphotovoltaikanlagen und dach-
integrierte Anlagen können unter die neue 
Steuerbefreiung fallen, nicht jedoch auf freier 
Fläche errichtete Anlagen.
Der Betreiber der Photovoltaikanlage muss nicht 
zwingend Eigentümer des Gebäudes sein, auf  
dem die Anlage installiert ist.
Steuerbefreit sind neben der Einspeisevergütung 
auch von Mietern gezahlte Entgelte für Strom-
lieferungen und erhaltene Vergütungen für das Auf-
laden von Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugen.
Für steuerbefreite Photovoltaikanlagen können ab 
dem Wirtschaftsjahr 2022 keine steuermindernden 
Investitionsabzugsbeträge mehr gebildet werden. 
Wurden solche Abzugsbeträge vor 2022 gebildet 
und noch nicht gewinnwirksam hinzugerechnet, 
müssen sie rückgängig gemacht werden.
Betriebsausgaben in Zusammenhang mit steuer-
befreiten Photovoltaikanlagen sind ab 2022 nicht 
mehr steuerlich abzugsfähig.

Hinweis: 
Das BMF stellt in seinem Schreiben zudem anhand 
von Beispielsfällen dar, wie die für die Steuer-
befreiung geltenden Leistungshöchstgrenzen zu  
berechnen sind (zweistufige objekt- und subjekt-
bezogene Prüfung).

Quelle: BMF-Schreiben v. 17.07.2023 - IV C 6 - S 2121/23/10001 :001

1. Steuerliche Änderungen bei Photovoltaik-Anlagen

Photovoltaik und Einkommensteuer 

Neues Anwendungsschreiben schafft Klärung in Zweifelsfragen
•

•

•

•

•

Handlungsbedarf bis 31.12.2023 bei Vermietungs-Personengesellschaften
Das BMF macht in seinem Schreiben vom 17.07.2023 
insbesondere auch auf eine spezielle Konstellation 
bei vermögensverwaltenden Personengesellschaften 
aufmerksam, die Handlungsbedarf noch vor dem 
Jahreswechsel nach sich zieht:
Bisher galt für vermögensverwaltende Personen-
gesellschaften (Vermietungsgesellschaften), die vor 
dem 01.01.2022 eine Photovoltaikanlage betrieben 
haben, dass die Photovoltaikanlage die Personen-
gesellschaft insgesamt gewerblich infiziert, obwohl 
die Personengesellschaft hauptsächlich eine Ver-
mietungstätigkeit ausgeübt hat. Demzufolge hatte 

die Personengesellschaft gewerbliche Einkünfte und 
das Grundstück wurde zu Betriebsvermögen. 
Durch die rückwirkende Gesetzesänderung zum 
01.01.2022 sind nun Photovoltaikanlagen, die be-
stimmte Voraussetzungen erfüllen und bestimmte 
kW-Grenzen nicht überschreiten, nach § 3 Nr. 72 
EStG als steuerfrei zu behandeln. Als Folge der 
Steuerfreiheit entfällt die gewerbliche Infektion ab  
dem 01.01.2022 und es kommt automatisch zu einer 
sog. steuerlichen Entstrickung. Damit sind sämtliche 
Wirtschaftsgüter, insbesondere die Gebäude/Grund-
stücke, auf, an oder in denen sich eine Photovoltaik-
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anlage befindet, mit Ausnahme der Photovoltaik-
anlage selbst, zum 01.01.2022 zum Verkehrswert zu  
entnehmen. 
Aus Vertrauensschutzgründen wird von einer Ent-
nahme abgesehen, wenn die Verstrickung der stillen  
Reserven bis zum 31.12.2023 aus anderen Gründen 
wiederhergestellt wird. Die Wiederherstellung der  
Ver strickung kann z. B. durch eine gewerbliche 
Prägung in Form einer GmbH & Co. KG erreicht 
werden.

Handlungsempfehlung:
Sofern eine vermögensverwaltende Personengesell-
schaft vor dem 01.01.2022 eine Photovoltaikanlage  

betrieben hat, besteht dringender Handlungs bedarf.
In diesem Fall ist eine umgehende steuerliche  
Beratung erforderlich, da bis zum 31.12.2023 steuer-
liche Gestal tungsmaßnahmen ergriffen werden  
müssen, um eine steuer liche Entstrickung zu ver-
hindern. Andern falls kommt es im Jahr 2022 
rückwirkend zu einer steuer lichen Zwangsentnahme 
des gesamten Vermögens (Grundbesitz) der Gesell-
schaft, die mit dem Verkehrs  wert zu bewerten ist.  
Die Folge wäre ein zu ver steuernder Entnahme-
gewinn, welcher zu erheblichen Steuerforderungen 
führen kann.

Quelle: BMF-Schreiben v. 17.07.2023 - IV C 6 - S 2121/23/10001 
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Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hatte der Gesetz-
geber auch umsatzsteuerliche Erleichterungen für 
Photovoltaikanlagen beschlossen und in das Um-
satzsteuergesetz aufgenommen. Diese Regelungen 
sind seit dem 01.01.2023 anzuwenden. Ziel ist es, 
den Ausbau von erneuerbaren Energien weiter zu 
fördern und die Installation und den Betrieb vor  
allem kleinerer Photovoltaikanlagen nicht durch 
steuerliche Pflichten und bürokratische Hürden zu 
erschweren.
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun 
eine Broschüre zur steuerlichen Behandlung einer 
Photovoltaikanlage nach neuem Recht heraus-
gegeben. Diese Broschüre richtet sich insbesondere  
an Privatpersonen, die kürzlich eine Photovoltaik-

anlage gekauft haben, eine bestehende Anlage 
erweitern oder reparieren wollen.
Seit dem 01.01.2023 fällt für die Lieferung, die 
Einfuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb 
sowie für die Installation einer Photovoltaikanlage 
(einschließlich Stromspeicher) keine Umsatzsteuer 
mehr an (Nullsteuersatz), wenn diese auf oder in der 
Nähe von Wohngebäuden (auch auf dem Balkon) 
installiert wird. Auch Betreiber von Bestandsanlagen 
können von der neuen Regelung profitieren. Sowohl 
die Erweiterung einer bestehenden Anlage als auch 
der Austausch defekter Komponenten ist begünstigt.
Anlagenbetreiber müssen sich nicht mehr beim 
Finanzamt melden, um auf die umsatzsteuerliche 
Kleinunternehmerregelung zu verzichten. Denn durch 

Photovoltaik und Umsatzsteuer

Einnahmen aus dem Betrieb von kleinen und 
mittleren Photovoltaikanlagen bis 30 kWp sind seit 
2022 einkommensteuerbefreit. 
Wer eine steuerbefreite Anlage betreibt, kann die 
anfallenden Kosten zwar nicht mehr als Betriebs-
ausgaben steuerlich absetzen, es eröffnet sich für ihn 
dann aber eine andere Steuersparmöglichkeit: Die 
Kosten für die Installation, Wartung und Reparatur 
der Anlage können mit maximal 6.000 EUR pro 
Jahr als Handwerkerleistungen in der Ein kom men-
steuererklärung geltend gemacht werden, sofern die 
Anlage im eigenen Haushalt installiert ist (z. B. auf 
dem Balkon oder dem Dach des selbstgenutzten 
Hauses).
Das Finanzamt zieht 20 % der Kosten, maximal  
1.200 EUR pro Jahr, von der tariflichen Ein kommen-
steuer ab. Begünstigt sind allerdings nur die Lohn-, 

Fahrt- und Maschinenkosten, nicht die Material-
kosten für die Anlage. Weitere Voraussetzung für den 
Steuerbonus ist, dass eine Rechnung vorliegt, in der 
die begünstigten Kosten extra ausgewiesen sind, und 
dass der Rechnungsbetrag per Überweisung bezahlt 
wurde. Bei Barzahlung geht der Steuerbonus verloren.

Hinweis: 
Wer für seine Photovoltaikanlage öffentliche Förder-
mittel erhalten hat, darf den Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen hingegen nicht abziehen. In diesen 
Fällen sollte also vorab geprüft werden, ob eine 
öffentliche Förderung oder der Steuerbonus für 
Handwerkerleistungen am Ende lukrativer ist.

Quelle: Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine e.V., Presse mit-

teilung Nr. 13 v. 24.07.2023

Wenn die PV-Anlage steuerbefreit ist: Kosten können als Handwerkerleistungen abgesetzt werden

Umsatzsteuerbefreiung ab 01.01.2023
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Auch wenn die Einnahmen und Entnahmen aus 
dem Betrieb von Photovoltaikanlagen nach dem 
Einkommensteuergesetz (EStG) steuerfrei sind und 
die Umsatzsteuer auf Umsätze aus dem Betrieb 
von Photovoltaikanlagen aufgrund der Klein unter-
nehmerregelung nicht erhoben wird, sind Betreiber 

von Photovoltaikanlagen grundsätzlich zur Anzeige 
über die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und zur 
Übermittlung eines Fragebogens zur steuerlichen 
Erfassung an das Finanzamt verpflichtet.
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich in 
einem aktuellen Schreiben zur steuerlichen Erfas-

Erleichterungen bei steuerlicher Erfassung kleiner Photovoltaikanlagen

Konsequenzen der Umsatzsteuerbefreiung bezüglich Alt-Photovoltaikanlagen1.2.2

1.3

Im Dezember 2022 wurden steuerliche Maßnahmen 
zur Förderung des Ausbaus von Photovoltaikanlagen 
beschlossen. Das Bundesfinanzministerium hat sich 
mit Schreiben vom 27.02.2023 damit auseinander-
gesetzt. Viele Betroffene sind jedoch hinsichtlich 
der Regelung zur umsatzsteuerlichen Entnahme von 
Alt-Photovoltaikanlagen verunsichert. Das Finanz-
ministerium Nordrhein-Westfalen (FinMin NRW) 
klärt nun auf.
Bis zum 31.12.2022 wurde eine gemischt genutzte 
Photovoltaikanlage regelmäßig dem umsatz steuer-
lichen Unternehmensvermögen zugeordnet. Der 
Betreiber konnte (bei Verzicht auf die Kleinunter-
nehmerregelung) die Vorsteuer aus dem Erwerb 
der Anlage abziehen, musste aber in diesem Fall 
neben der Lieferung des erzeugten Stroms auch 
eine unentgeltliche Wertabgabe der Besteuerung 
unterwerfen. Zum 01.01.2023 wurde der Null-
steuer satz eingeführt. Viele Betreiber erklären nun 
eine Entnahme der Photovoltaikanlage zum Null-
steuersatz, um dann eine unentgeltliche Wertabgabe 
hinsichtlich des selbstgenutzten Stroms nicht mehr 
der Umsatzbesteuerung unterwerfen zu müssen.
Das FinMin NRW erklärt hierzu, dass eine Entnahme 
der gesamten Photovoltaikanlage nur dann möglich 
sei, wenn zukünftig voraussichtlich mehr als 90 %  
der Anlage für nichtunternehmerische Zwecke ver-
wendet würden. Davon sei aus Vereinfachungs-
gründen stets auszugehen, wenn ein Teil des mit 
der Anlage erzeugten Stroms zum Beispiel in einer 
Batterie gespeichert werde. Das gelte auch dann,  
wenn mit Hilfe einer Wallbox die Autobatterie des  

privat genutzten Fahrzeugs geladen werde, und 
auch, wenn eine Wärmepumpe verwendet werde. Auf 
die konkrete Art der Wärmepumpe (Luft-Luft-Wärme-
pumpe, Luft-Wasser-Wärmepumpe etc.) komme  es 
nicht an. Tragbare Batterien und Powerbanks seien 
nicht umfasst. Diese Vereinfachungs  regelung sei 
auch dann anzuwenden, wenn nach der Entnahme 
tatsächlich mehr als 10 % des Stroms weiterveräußert 
würden.
Die Entnahme könne entweder im Rahmen der 
Umsatzsteuer-Voranmeldung bzw. in der Jahres-
steuer erklärung oder schriftlich gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt erklärt werden. Eine Vor-
steuerberichtigung sei nicht vorzunehmen, da sich 
die Verhältnisse für den Vorsteuerabzug durch die 
steuerpflichtige Entnahme nicht geändert hätten. 
Die beim Erwerb gezogene Vorsteuer könne nicht 
rückwirkend versagt werden.

Hinweis: 
Die Lieferung des Stroms an den Netzbetreiber ist  
auch nach Entnahme der Anlage eine unter nehme-
rische Tätigkeit und umsatzsteuerpflichtig. Wird die 
Kleinunternehmerregelung in Anspruch genommen, 
so wird die Umsatzsteuer nicht erhoben. Wurde beim 
Erwerb der Anlage auf die Anwendung der Klein-
unternehmerregelung verzichtet, gilt dieser Verzicht 
für fünf Jahre.

Quelle: FinMin NRW, FAQ zur Einführung von steuerlichen 

Erleichterungen für kleine Photovoltaikanlagen mit dem Jahres-

steuergesetz 2022

den Wegfall der Umsatzsteuer entfällt der Grund, 
zur Regelbesteuerung zu optieren, nur um sich die  
beim Kauf der Anlage gezahlte Umsatzsteuer vom 
Finanz amt wieder erstatten zu lassen.
Der Nullsteuersatz gilt unabhängig von der Ver-
wen dung des erzeugten Stroms. Auch für die  
Einnahmen aus Photo voltaikanlagen fällt keine 
Umsatzsteuer an, wenn der erzeugte Strom voll-
ständig in das öffentliche Stromnetz eingespeist, 

zum Aufladen eines Elektro  autos  verbraucht oder  
von Mietern genutzt wird.

Hinweis: 
Die Broschüre finden Sie auf der Homepage des BMF 
(www.bundesfinanzministerium.de).

Quelle: BMF, Download-Broschüre "Ihre Photovoltaikanlage: 

Weniger Steuern, weniger Bürokratie"
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Sozialfürsorge und soziale Sicherheit: Umsatzsteuerbefreiung für eng verbundene Leistungen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) äußert sich 
in einem aktuellen Schreiben zur Umsatzsteuer-
befreiung der eng mit der Sozialfürsorge und der 
sozialen Sicherheit verbundenen Leistungen. Der 
Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde in diversen 
Abschnitten angepasst.
Durch das "Gesetz zur weiteren steuerlichen För de -
rung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften" wurde § 4 Nr. 25 Um-
satzsteuergesetz (UStG) geändert. Zudem wurde 
durch das Jahressteuergesetz 2020 § 4 Nr. 16 UStG 
angepasst. Das BMF nimmt in seinem aktuellen 
Schreiben darauf Bezug. Darüber hinaus verweist 
es auf die bislang zu dieser Thematik ergangene 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs.
Wesentliche Änderungen zu § 4 Nr. 16 UStG  
betreffen die Klarstellung, dass auch Leistungen 
solcher Einrichtungen befreit sein können, die selbst 
keine Pflege- oder Betreuungsleistungen, sondern 
lediglich mit diesen eng verbundene Leistungen 
erbringen, sofern die übrigen Voraussetzungen der 

Vorschrift erfüllt sind. Es wird künftig auch nicht  
mehr nur auf die sozialrechtliche Anerkennung 
abgestellt, sondern in den Anwendungsbereich 
können Leistungen fallen, "auf die sich die An-
erkennung, der Vertrag oder die Vereinbarung nach 
Sozialrecht oder die Vergütung jeweils beziehen". 
Zudem wird der Umfang der Steuerbefreiung von 
Leistungen an hilfsbedürftige Personen in Absatz 4 
neu definiert.
Das BMF erläutert, dass auch die Erstellung von 
Gutachten zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit, 
Leistungen des Hausnotrufs sowie die Erteilung von 
Pflegekursen umsatzsteuerbefreit sind. Klargestellt 
wird außerdem, wann ein Leistungserbringer als eine 
Einrichtung mit sozialem Charakter im Zusammen -
hang mit § 4 Nr. 16 und Nr. 25 UStG aner kannt ist  
und unter welchen Voraussetzungen ein Sub  unter-
nehmer unter die Steuerbefreiungs vorschrift fallen 
kann.

Quelle: BMF-Schreiben v. 12.07.2023 - III C 3 - S 7172/21/10003 :001

2.  NEUIGKEITEN IM GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT/
GESUNDHEITSWESEN

sung von Betreibern bestimmter kleiner Photo vol-
taik anlagen geäußert. Danach kann in bestimmten 
Fällen auf die steuerliche Anzeige über die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit und die Übermittlung  
des Fragebogens zur steuerlichen Erfassung ver-
zichtet werden.
Es wird demnach nicht beanstandet, wenn Betreiber 
von Photovoltaikanlagen auf die steuerliche Anzeige 
über die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und die 
Übermittlung des Fragebogens zur steuerlichen 
Erfassung verzichten, die 

bei Eröffnung eines Betriebs, der sich auf das 
Betreiben von begünstigten Photovoltaikanlagen 
beschränkt, Gewerbetreibende im Sinne des § 15 
EStG sind und 
in umsatzsteuerlicher Hinsicht Unternehmer sind, 
deren Unternehmen sich ausschließlich auf den 

Betrieb bestimmter Photovoltaikanlagen sowie 
gegebenenfalls eine steuerfreie Vermietung und 
Verpachtung beschränkt und sie die Klein unter-
nehmerregelung anwenden.

Zu beachten ist jedoch, dass Finanzämter in 
Einzelfällen zur Übermittlung eines Fragebogens zur 
steuerlichen Erfassung auffordern können.

Hinweis: 
Die vorstehende Bestimmung gilt mit sofortiger 
Wirkung in allen Fällen, in denen die diesbezügliche 
Erwerbstätigkeit ab dem 01.01.2023 aufgenommen 
wurde.

Quelle: BMF-Schreiben v. 12.06.2023 - IV A 3 - S 0301/19/10007 

:012



7

Vermietung und Verpachtung eines Gebäudes mit Betriebsvorrichtungen: EuGH weicht Aufteilungsgebot auf

3.1

3.2

Neues aus Luxemburg: Ladevorgänge bei Elektrofahrzeugen als einheitliche Lieferung

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem 
polnischen Vorabentscheidungsersuchen zur um-
satz steuerlichen Beurteilung von Ladeleistungen für 
Elektrofahrzeuge Stellung genommen. Konkret sollte 
er klären, ob komplexe einheitliche Leistungen, die 
an Ladepunkten erbracht werden, als Lieferung von 
Gegenständen (Elektrizität) oder sonstige Leistung 
angesehen werden.
Im Ausgangsverfahren ging es um eine Kombina-
tion von Umsätzen, die aus der Lieferung von 
Elektrizität zum Aufladen von Elektrofahrzeugen 
und der Erbringung verschiedener Dienstleistungen 
bestand (z. B. der Bereitstellung des Zugangs zu und 
der Erleichterung der Nutzung von Ladepunkten, 
der erforderlichen technischen Unterstützung und 
der IT-Anwendungen, die die Reservierung eines 
Anschlusses, die Verfolgung von Transaktionen und 
die Bezahlung von Transaktionen ermöglichen). Das 
vorlegende polnische Gericht vertritt die Auffassung, 
dass die fragliche Leistung und die Lieferungen für 
Mehrwertsteuerzwecke einen einheitlichen Umsatz 
darstellen.

Der EuGH schließt sich dieser Auffassung an. Er 
sieht in den betreffenden Leistungen insgesamt eine 
einheitliche Lieferung. Die Übertragung von Elek-
tri zität stelle grundsätzlich den charak teristischen 
und dominierenden Bestandteil der komplexen 
ein heitlichen Leistung dar. Nach der Mehrwert-
steuer system-Richtlinie gelten für Stromlieferungen 
Liefergrundsätze. Daher beurteilt der EuGH die 
komplexe Leistung insgesamt als Lieferung. Das 
entspricht auch der deutschen Sichtweise. Die mit 
der Übertragung der Energie eng verbundenen 
Leistungen der Bereitstellung der Ladevorrichtung, 
der technischen Unterstützung und der Bereitstel-
lung von IT-Anwendungen erfüllen keinen eigenen  
Zweck. Folglich sind hierauf insgesamt Liefer grund-
sätze anzuwenden.

Hinweis: 
Überprüfen Sie die Rechnungsstellung hinsichtlich 
der Ladeleistungen in Ihrem Unternehmen, ins-
be  sondere wenn Sie Ladeleistungen in mehreren 
Mitgliedstaaten und im B2B-Bereich erbringen.

Quelle: EuGH, Urt. v. 20.04.2023 - C-282/22

Die Mehrwertsteuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) 
enthält eine Steuerbefreiung für Umsätze aus 
Vermietung und Verpachtung von Grundstücken. 
Selbiges sieht auch das deutsche Umsatzsteuer-
gesetz (UStG) in § 4 Nr. 12 Satz 1 vor. Gemäß der 
MwStSystRL ist die Vermietung von auf Dauer 
eingebauten Vorrichtungen und Maschinen von der 
Steuerbefreiung ausgeschlossen. Auch dies wurde 
im deutschen UStG in § 4 Nr. 12 Satz 2 umgesetzt. 
Danach sind die Vermietung und die Verpachtung 
von Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller 
Art, die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebs-
vorrichtungen), nicht steuerfrei. Das gilt auch dann, 
wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grund-
stücks sind.

Im Streitfall vermietete der Kläger im Rahmen eines 
langfristigen Pachtvertrags ein Stallgebäude zur 
Putenaufzucht mit auf Dauer eingebauten Vor-
richtungen und Maschinen, die speziell der Auf -
zucht der Tiere dienten. Laut Pachtvertrag erhielt 
der Kläger ein einheitliches Entgelt für die Über  -
lassung des Zuchtstalls sowie der Vor rich tungen 
und Maschinen. Er behandelte die Ver pach tung 
als einheitliche Leistung und somit insgesamt als 
umsatzsteuerfrei. Das Finanzamt hingegen war 
der Ansicht, dass die Pacht zu 20 % auf eine 
umsatzsteuerpflichtige Verpachtung von Betriebs-
vorrichtungen entfalle und insoweit umsatz steuer-
pflichtig sei.

3. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN 
FÜR UNTERNEHMEN
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Die dagegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht 
(FG) hatte zunächst Erfolg. Das FG sah hier eine 
vollständig steuerfreie Leistung, da die Überlassung 
von Vorrichtungen eine Nebenleistung zur Überlassung 
des Zuchtstalls sei und ebenso wie diese steuerfrei 
sein müsse. Nach Revision des Finanzamts rief der 
Bundesfinanzhof (BFH) den Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) an.
Der EuGH stellt klar, dass wenn die Vermietung von 
Betriebsvorrichtungen eine Nebenleistung zu einer 
Hauptleistung der Verpachtung eines Gebäudes sei, 
die im Rahmen eines zwischen denselben Parteien 
geschlossenen steuerbefreiten Pachtvertrags erbracht 
werde, und diese Leistungen wirtschaftlich eine ein-
heitliche Leistung bildeten, keine Steuerpflicht nach der 

MwStSystRL bestehe. Das gelte, wenn mehrere Einzel-
leistungen oder Handlungen des Steuerpflichtigen für 
den Vertragspartner so eng miteinander verbunden 
seien, dass sie objektiv eine einzige untrennbare 
wirtschaftliche Leistung darstellten, deren Aufspaltung 
wirklichkeitsfremd wäre. Das FG hat nun zu bestimmen, 
ob es sich bei den Leistungen, die eine solche 
wirtschaftlich einheitliche Leistung bilden, um eine 
Hauptleistung oder eine Nebenleistung handelt.

Hinweis: 
Es bleibt abzuwarten, wie der BFH und die Finanz-
verwaltung auf das Urteil reagieren werden.

Quelle: EuGH, Urt. v. 04.05.2023 - C 516/21

Keine gewerbesteuerliche Hinzurechnung: Sponsoringkosten sind keine Miet- und Pachtzinsen

Miet- und Pachtzinsen, die ein Gewerbebetrieb für 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens eines Dritten 
zahlt und in seiner steuerlichen Gewinnermittlung 
absetzt, müssen bei der Berechnung des gewerbe-
steuerlich maßgeblichen Gewerbeertrags (Steuer-
bemessungsgrundlage) zu einem Teil wieder hinzu-
gerechnet werden.

Hinweis: 
Der Steuergesetzgeber will so erreichen, dass die 
Ertragskraft des Gewerbebetriebs unabhängig von 
dessen Eigen- und Fremdkapitalausstattung erfasst 
wird (Ziel der Finanzierungsneutralität).

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs 
(BFH) sind die Kosten für ein Sponsoring nicht 
hinzuzurechnen, wenn die zugrunde liegenden 
Verträge untrennbare miet- und pachtfremde 
Elemente enthalten. Geklagt hatte eine GmbH, die  
Haupt sponsor eines Sportvereins war und hierfür 
festgelegte Beträge zahlte. Im Gegenzug hatte sie 
unter anderem Banden- und Trikotwerbung be-
trieben und das Vereinslogo für eigene Werbe-
zwecke nutzen können. Das Finanzamt war nach 
einer Betriebsprüfung der Ansicht, dass in den 
Sponsoringkosten auch Mietaufwendungen ent-
halten seien (Anmietung von Banden und Trikot-
flächen), die dem Gewerbeertrag hinzugerechnet 
werden müssten.

Der BFH lehnte die Hinzurechnung jedoch ab und 
urteilte, dass aus dem Sponsoringvertrag keine 
trennbaren Elemente eines Miet- oder Pachtvertrags 
herausgelöst werden konnten. Der Sponsoring-
vertrag war ein atypischer Schuldvertrag, bei dem 
die Leistungspflichten derart miteinander verknüpft 
waren, dass sie sich rechtlich und wirtschaftlich nicht 
trennen ließen. Aus dem Gesamtentgelt durften 
daher keine Elemente der Nutzungsüberlassung 
im Schätzungswege heraus- und hinzugerechnet 
werden. Ein Sponsoring verfolgt klassischerweise 
nicht nur reine Werbe-, sondern auch Förderziele. 
Ent sprechende Verträge enthalten regelmäßig ver-
schiedene Elemente der gesetzlich geregelten 
Vertragstypen (Miete, Pacht, Dienstleistung, Werk-
vertrag, Geschäftsbesorgung), die dem Vertrag 
insgesamt einen eigenständigen Charakter verleihen.

Hinweis: 
Nach dem Gewerbesteuergesetz müssen auch 
Kosten für eine zeitlich befristete Rechteüberlas-
sung (Lizenzüberlassung) hinzugerechnet werden. 
Der BFH erklärte, dass für die Überlassung des 
Vereinslogos auch keine solche Hinzurechnung in 
Betracht komme, da das Sponsoring-Vertragsverhälts 
ein einheitliches und unteilbares Ganzes sei.

Quelle: BFH, Urt. v. 23.03.2023 - III R 5/22
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3.5 Rechtswidrige Lieferung bzw. Abnahme: Stromdiebstahl ist steuerbar

Die Lieferung von Elektrizität stellt, auch wenn 
sie unbeabsichtigt erfolgt und das Ergebnis eines 
rechtswidrigen Handelns ist, eine Lieferung gegen 
Entgelt dar. Das hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) in einem aktuellen Urteil entschieden. Im 
zugrundeliegenden Fall ging es um die widerrecht-
liche Abnahme (Diebstahl) von Strom durch eine 
Privatperson in Belgien und die nachträgliche 
Abrechnung durch den Netzbetreiber.
Der Netzbetreiber hatte unter anderem die Auf-
gabe, Strom bis zu den einzelnen Abnehmern zu 
transportieren, und war für die Installation, Inbetrieb-
nahme und Ablesung der Zähler verantwortlich. 
Im Zeitraum von Mai 2017 bis August 2019 ver-
brauchte eine Privatperson unrechtmäßig Strom. 
Nachdem der Netzbetreiber den unrechtmäßigen 
Verbrauch durch den Abgleich der Zählerstände 
festgestellt hatte, rechnete er ihn gegenüber dem 

Stromverbraucher ab und verklagte diesen später 
auf Zahlung der Rechnung. Das Friedensgericht 
in Antwerpen verurteilte die Person daraufhin, 
die Kosten für den unrechtmäßig entnommenen 
Strom zu ersetzen, äußerte jedoch Zweifel an der 
Entstehung eines Mehrwertsteueranspruchs. Es 
wies darauf hin, dass vor dem 01.05.2018 keine 
Rechtsvorschrift ausdrücklich die Frage behandelt 
habe, ob auf die Entschädigung, die derjenige 
schulde, der rechtswidrig Energie entnommen habe, 
Mehrwertsteuer erhoben werden könne. Ab dann sei 
diese Lücke durch einen Energieerlass geschlossen 
worden.
Der EuGH kommt zu dem Ergebnis, dass die Liefe-
rung von Elektrizität (auch wenn sie unbeabsich-
tigt erfolgt und das Ergebnis des rechtswidrigen  
Han delns eines Dritten ist) eine Lieferung von 
Gegen ständen gegen Entgelt darstellt. Der Grund-

Gewerbesteuerkürzung: Zum Unterschied zwischen Betriebseinrichtung und Gebäudebestandteil

Grundstücksverwaltende Unternehmen erzielen 
Ein künfte aus Gewerbebetrieb und unterliegen 
natürlich der Gewerbesteuer. Damit aber rein ver-
mögens  verwaltende Unternehmen, die nicht der 
Gewerbe steuer unterliegen, nicht besser gestellt 
werden, kann unter bestimmten Voraussetzungen 
die Freistellung von der Gewerbesteuer beantragt 
werden, die sogenannte erweiterte Kürzung. Eine der 
Bedingungen ist, dass keine Betriebsvorrichtungen 
mitvermietet werden. Das Finanzgericht Düsseldorf 
(FG) musste kürzlich darüber entscheiden, ob Roll-
tore und Rampen Betriebsvorrichtungen sind.
Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG, deren Zweck 
unter anderem die Verwaltung eines Grundstücks  
ist. Auf dem Grundstück stand ein Gebäude mit 
mehreren Hallen, in welchem sich früher eine Textil-
fabrik befand. Das Gebäude wurde umgebaut, 
saniert und aufgeteilt. Es verfügt über Rolltore und  
Rampen. Bei der Festsetzung des Gewerbe steuer -
mess betrags wurde bis einschließlich 2016 auf  
Antrag der Klägerin die erweiterte Kürzung für 
Grundstücksunternehmen gewährt. Das Rechnungs-
prüfungs amt beanstandete dies. Aus den Jahres-
abschlüssen der Klägerin gehe hervor, dass das 
Grundstück auch Betriebsvorrichtungen, eben die 
Roll tore und Rampen, umfasse. Da diese mit-
ver  mietet  würden, sei die erweiterte Kürzung zu 
versagen.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
erfolgreich. Das Finanzamt habe zu Unrecht die 
Kürzung der Gewerbesteuer versagt. Die Klägerin 
habe für die Streitjahre die entsprechenden  
Anträge auf die erweiterte Kürzung gestellt. Bei den 
Rolltoren handele es sich nicht um Betriebs vor-
richtungen, sondern um Gebäudebestandteile. Die 
Rolltore dienten der Gebäudenutzung wie Türen.  
Zwar würden durch sie Waren an- oder ausgeliefert, 
jedoch erfüllten sie damit nur mittelbar betrieb-
liche Funktionen. Die Warenanlieferung sei zwar 
Voraussetzung für die Ausübung des Gewerbes, aber 
noch nicht das eigentliche Umsatzgeschäft. Auch 
die Rampen stellten keine Betriebsvorrichtungen 
dar. Denn es handele sich im Streitfall nicht um 
freistehende Rampen, sondern diese seien am 
Gebäude angebracht. Die Rampen hätten auch nicht 
die Funktion von Hebebühnen, welche auch Betriebs-
vorrichtungen sein könnten. Die unzu treffende Ein-
ordnung im Jahresabschluss als Betriebs vor rich-
tungen spiele für die Entscheidung des Streitfalls 
keine Rolle.

Hinweis: 
Verwaltet Ihr Unternehmen nur Grundbesitz? Dann 
sollten wir unbedingt prüfen, ob Sie die Voraus-
setzungen der erweiterten Kürzung erfüllen.

Quelle: FG Düsseldorf, Urt. v. 24.02.2023 - 10 K 1672/20 G
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Gewinne aus der Aufgabe oder Veräußerung eines 
Gewerbebetriebs können mit einem ermäßigten 
Einkommensteuersatz versteuert werden. Ist der 
Betriebsinhaber mindestens 55 Jahre alt oder im 
sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd be-
rufs  unfähig, kann der Gewinn zudem um einen 
Steuerfreibetrag von bis zu 45.000 EUR gemindert 
werden. Dieser Freibetrag wird vom Finanzamt nur 
einmal im Leben gewährt.
Welche Anforderungen an den Nachweis der 
dauernden Berufsunfähigkeit zu stellen sind, hat 
nun der Bundesfinanzhof (BFH) in einem Fall unter-
sucht, in dem eine selbständige Friseurmeisterin die 
Hauptniederlassung ihres Betriebs infolge gesund-
heitlicher Beschwerden veräußert hatte. In einer 
Zweigstelle ihres Salons war sie jedoch noch weitere 
eineinhalb Jahre beruflich tätig.
Nach einem Gutachten zur sozialmedizinischen 
Leistungsbeurteilung, das vor der Veräußerung 
angefertigt worden war, konnte sie in ihrem Beruf nur 
noch stundenweise tätig sein. Diese Einschränkung 
galt voraussichtlich mindestens drei Jahre. Die 
Deutsche Rentenversicherung Nord (DRV) hatte 
die Gewährung einer Erwerbsminderungsrente ab-
ge lehnt, später allerdings Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben bewilligt und eine Umschulung 
finanziert. Das Versorgungsamt hatte der Frau eine 
Bescheinigung ausgestellt, wonach sie ein behin-
derter Mensch mit einem Grad der Behinderung  
von 30 sei.
Das Finanzamt lehnte eine Freibetragsgewährung 
für den Veräußerungsgewinn ab und erklärte, dass 
keine dauerhafte Berufsunfähigkeit vorliege, da die 
Frau ihren Beruf nach der Veräußerung noch  
weitere eineinhalb Jahre ausgeübt habe. Für die 

Anerkennung einer dauerhaften Berufsunfähigkeit 
verlangte das Amt zudem ein formalisiertes  
Nach weisverfahren (z.B. durch eine amtsärztliche 
Bescheinigung).
Der BFH entschied jedoch, dass die dauerhafte 
Berufsunfähigkeit nach den allgemeinen Beweis-
regeln festgestellt werden kann und es hierfür 
keines formalisierten Nachweises bedarf. Nach 
den sozialversicherungsrechtlichen Regelungen ist 
jemand berufsunfähig, wenn seine Erwerbsfähigkeit 
wegen Krankheit oder Behinderung – im Vergleich 
zur Erwerbsfähigkeit von gesunden Personen mit 
ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kennt-
nissen – auf weniger als sechs Stunden täglich  
gesunken ist. Der Nachweis einer Berufsfähigkeit  
kann nicht nur durch amtsärztliche Bescheinigungen 
oder Bescheide der Sozialversicherungsträger  
erbracht werden, sondern auch durch andere 
Nachweise – wie beispielsweise fachärztliche 
Bescheinigungen oder Äußerungen von sonstigen 
Medizinern.

Hinweis: 
Für die Praxis folgt aus dieser Entscheidung, dass 
die Anerkennung einer dauernden Berufsunfähigkeit 
keinen starren Regeln folgt, sondern einer breit-
ge fächerten Nachweiserbringung zugänglich ist. 
Betroffene Steuerzahler, die ihren Betrieb veräußern 
wollen, sollten ihr Krankheitsbild für steuerliche 
Zwecke möglichst umfassend dokumentieren und 
sämtliche Gutachten, Stellungnahmen und Beschei-
nigungen der konsultierten Mediziner aufbewahren.

Quelle: BFH, Urt. v. 14.12.2022 - X R 10/21

Freibetrag für Betriebsveräußerungsgewinn: Wie die dauernde Berufsunfähigkeit nachgewiesen werden kann

satz der steuerlichen Neutralität im Bereich der 
Mehrwert steuererhebung verbiete eine allgemeine 
Differen zierung zwischen erlaubten und unerlaubten 
Geschäften. Aus der Vorlageentscheidung gehe 
ein deutig hervor, dass der Netzbetreiber die  
Priva t  person mehr als zwei Jahre mit Strom versorgt 
habe. Gleichzeitig habe sich der Stromempfänger 
wie ein Kunde verhalten, da er den gelieferten Strom 
verbraucht habe.

Hinweis: 
Der EuGH hatte bereits in einem früheren Urteil 
den Anwendungsbereich der steuerbaren Umsätze 
erweitert. Dies setzt er nun auch im Fall eines 
Diebstahls fort.

Quelle: EuGH, Urt. v. 27.04.2023 - C-677/21
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Wenn ein Gewerbebetrieb Grundbesitz in 
seinem Betriebsvermögen hält, das nicht von der 
Grundsteuer befreit ist, mindert sich sein für die 
Gewerbesteuer relevanter Gewerbeertrag um 1,2 % 
des Einheitswerts, der zuletzt für den Grundbesitz 
festgestellt worden ist. Diese pauschale Kürzung 
soll eine Doppelbesteuerung des Grundbesitzes mit 
Gewerbesteuer und Grundsteuer abmildern.
Reinen Grundstücksunternehmen, die ausschließlich 
eigenen Grundbesitz verwalten und nutzen, steht 
eine sogenannte erweiterte Gewerbesteuerkürzung 
zu. Das heißt, sie können ihren Gewerbeertrag 
um den Teil kürzen, der auf die Verwaltung und 
Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfällt, so 
dass eine Doppelbesteuerung in vollem Umfang 
vermieden wird. Wichtig ist hierfür, dass die Ver-
waltung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes 
"ausschließlich" erfolgt. Zulässig ist aber eine 
Betreuung von Wohnungsbauten (Baubetreuung 
oder Bewirtschaftung). Nebentätigkeiten des Unter-
nehmens werden bei der erweiterten Kürzung vom 
Finanzamt nur akzeptiert, wenn sie

der Verwaltung und Nutzung eigenen Grund-
besitzes im engeren Sinne dienen und
zwingend notwendiger Teil der eigenen Grund-
stücksverwaltung und -nutzung sind.

Ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt 
eindrucksvoll, dass schon geringfügige "schäd-
liche" Nebentätigkeiten dazu führen, dass die 
erweiterte Gewerbesteuerkürzung komplett ver sagt 
wird. Im zugrunde liegenden Fall hatte ein Grund-
stücksunternehmen ein Büro in einem Mehr-
familienhaus seiner Gesellschafter-Geschäftsführer 
genutzt und die Reinigung von Treppenhaus und 
Hauseingang in diesem "fremden" Haus über-
nommen. Für die Arbeiten hatte das Unternehmen 
den Gesellschaftern rund 1.600 EUR pro Jahr in 
Rechnung gestellt. Demgegenüber belief sich der 
Gewerbeertrag aus der Grundstücksverwaltung auf 
einen sechsstelligen Betrag.
Der BFH urteilte gleichwohl, dass die erweiterte 
Kürzung zu versagen ist. Die gegen Entgelt 
erbrachten Reinigungsleistungen gehörten nicht  
zur Verwaltung und Nutzung des eigenen Grund-
besitzes der Gesellschaft, sie waren auch keine 
unschädliche Nebentätigkeit. Eine zulässige "Be-
treuung von Wohnungsbauten" war in der Tätigkeit 
nach Gerichtsmeinung ebenfalls nicht zu sehen,  
da die bloße Reinigung von Gemeinschaftsflächen 
noch keine Bewirtschaftung darstellt.

Quelle: BFH, Urt. v. 23.03.2023 - III R 49/20
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Reine Grundstücksunternehmen: Schon eine Treppenhausreinigung bringt erweiterte Gewerbesteuerkürzung zu Fall

Gewerbesteuer: Gelegentliche Unterkunftskosten sind nicht hinzuzurechnen

Bei der Ermittlung der Gewerbesteuer gibt es einige 
Besonderheiten. So ist der ermittelte Gewinn des 
Gewerbebetriebs noch um einige Hinzurechnungen 
und Kürzungen zu modifizieren. Beispielsweise 
erfolgt eine Hinzurechnung von Miet- und Pacht-
zinsen, wenn die gemieteten Wirtschaftsgüter zum 
Anlagevermögen des Steuerpflichtigen gehören wür-
den, falls sie sich in seinem Eigentum befänden. 
Unter Umständen muss ein Teil der Aufwendungen 
wieder dem Gewinn hinzugerechnet werden, so dass 
dieser sich erhöht. In einem Streitfall musste das 
Finanzgericht Sachsen (FG) entscheiden.
Klägerin war eine GmbH. Ihr Unternehmenszweck 
ist die Reinigung, Wartung und Instandhaltung von 
Abwasseranlagen. Bei überregionalen Aufträgen 
mietete sie in den Streitjahren 2014 bis 2016 am 
Tätigkeitsort Hotelzimmer oder Ferienwohnungen 
für ihre Mitarbeiter an, um deren Fahrtzeiten zu 
reduzieren. Die dadurch entstandenen Aufwendungen 
verbuchte sie als Betriebsausgaben. Bei einer Außen-
prüfung kam die Prüferin zu dem Ergebnis, dass 

die Aufwendungen für die Übernachtungen dem 
Gewerbeertrag der Klägerin hinzuzurechnen seien.
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem FG war 
erfolgreich. Die Aufwendungen für die Über nach-
tungen wurden zu Unrecht dem Gewerbeertrag 
hinzugerechnet. Maßgeblich für die Hinzurechnung 
sei eine fiktive Zuordnung zum Anlagevermögen 
des Mieters. Zu klären sei also, ob die Wirtschafts-
güter Anlagevermögen des Mieters wären, wenn 
er ihr Eigentümer wäre. Es sei zu fragen, ob der 
Geschäftszweck das dauerhafte Vorhandensein 
solcher Wirtschaftsgüter voraussetze. Im Streitfall 
sei dies nicht der Fall. Der Geschäftszweck der 
Klägerin erfordere es nicht, im überregionalen 
Bereich tätig zu werden. Aufträge außerhalb ihres 
Einzugsgebiets hätte sie auch ablehnen können. 
Die Anmietung der Unterkünfte habe nur mittelbar 
dem Unternehmenszweck gedient. Ein ständiges 
Vorhalten von Übernachtungsmöglichkeiten sei bei 
einer zeitlich begrenzten Tätigkeit außerhalb des 
Einzugsgebiets nicht notwendig. Nach dem Willen 
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Wenn Sie ein sogenannter Einnahmenüber schuss-
rechner sind, haben Sie regelmäßig zu prüfen, 
ob Einnahmen und Ausgaben dem vergangenen 
oder dem neuen Jahr zuzuordnen sind. Hier spielt 
insbesondere die Zehntagesfrist eine wichtige Rolle. 
Aber auch umsatzsteuerlich ist die Zuordnung 
zum korrekten Besteuerungszeitraum oft strittig, 
beispielsweise wenn das Honorar eines Ist-
Versteuerers vom Auftraggeber erst kurz vor dem 
Jahreswechsel überwiesen wird. Im vorliegenden 

Fall hat das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) 
entschieden, dass für die Versteuerung auf den 
Buchungstag und nicht auf den Tag der Wertstellung 
abzustellen ist.
Im Urteilsfall klagte ein Designer, der umsatz-
steuer pflichtige Umsätze erzielt. Die Umsatzsteuer 
berechnet er nach vereinnahmten Entgelten. Im 
Rahmen einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung erhöhte 
das Finanzamt die umsatzsteuerpflichtigen Umsätze 
des Jahres 2019 um ca. 30.000 EUR, weil diese 

Zuflussprinzip: Keine Vereinnahmung bereits am Wertstellungstag

Mietaufwendungen: Wie werden Übernachtungskosten bei der Gewerbesteuer berücksichtigt?

In einem Fall des Finanzgerichts Sachsen wurde 
entschieden, dass Aufwendungen für gelegentliche 
Übernachtungen nicht bei der Ermittlung der 
Gewerbesteuer hinzuzurechnen sind. Aber im 
Steuerrecht kommt es wie immer auch auf die 
Details an und das Urteil des einen Gerichts gilt  
nicht gleichzeitig für alle anderen Sachverhalte. In 
einem ähnlichen Sachverhalt musste das Finanz-
gericht Berlin-Brandenburg (FG) darüber ent-
scheiden, ob eine Hinzurechnung zu erfolgen hat.
Klägerin war eine Kapitalgesellschaft. Sie mietete an 
verschiedenen Tätigkeitsorten Unterkünfte für ihre 
Mitarbeiter an. Die Aufwendungen für Wohnungen 
rechnete sie bei der Ermittlung des Gewinns für 
die Gewerbesteuer hinzu, die Aufwendungen für 
Pensionen und Hotelzimmer jedoch nicht. Nach  
einer Außenprüfung vertrat das Finanzamt die 
Auffassung, dass die Aufwendungen für die An-
mie tung der Mitarbeiterunterkünfte als Miet- und 
Pachtzinsen für die Benutzung von unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die im 
Eigentum eines anderen stehen, zu qualifizieren 
sind. Es wurden daher geänderte Gewerbe steuer-
messbescheide für die relevanten Jahre erlassen.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Die 
strittigen Aufwendungen haben den Gewinn aus 
Gewerbebetrieb gemindert. Eine Gewinnabsetzung 
liege dann nicht vor, wenn der Aufwand in die 

Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts eingehe. 
Dies war im Streitfall nicht gegeben. Die Auf wen-
dungen wurden als Personalaufwand erfasst. Die 
angemieteten Hotel- und Pensionszimmer waren 
auch fiktiv dem Anlagevermögen der Klägerin als 
Mieterin bzw. Pächterin zuzuordnen. Der Geschäfts-
zweck der Klägerin lag gerade darin, eigenes 
Personal in verschiedenen Filialen der Auftraggeber 
(Supermärkte) einzusetzen, und zwar flexibler und 
günstiger, als wenn die Auftraggeber selbst eigenes 
Personal eingesetzt hätten. Das Vorhandensein der 
Übernachtungsmöglichkeiten war essentiell für die 
Anwerbung des Personals, da dieses aufgrund der 
vergleichsweise niedrigen Entlohnung nicht täglich 
zur Arbeit hätte anreisen können. Das verdeutlicht, 
dass Hauptzweck der Klägerin die Anmietung von 
günstigen Übernachtungsmöglichkeiten sowie die 
Anwerbung günstigen Personals war, um Leistungen 
für ihre Auftraggeber erbringen zu können.

Hinweis: 
Als Fazit lässt sich festhalten: Ein ähnlicher Sach-
verhalt, jedoch mit anderem Ergebnis. In beiden 
Streit fällen war der Unternehmenszweck des  
Klägers entscheidend für das jeweils getroffene Urteil.

Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 13.12.2022 - 8 K 8102/21, 

Rev. (BFH: III R 3/23)

des Gesetzgebers sollten Mietzinsen für kurzfristige 
Hotelnutzungen von der gewerbesteuerlichen Hin-
zurechnung ausgenommen werden.

Hinweis: 
Im Streitfall war ein entscheidender Punkt, dass die 
zeitlich begrenzte Tätigkeit außerhalb des Einzugs-

gebiets nicht zum eigentlichen Geschäfts zweck 
gehörte. Es kommt also oftmals auf Kleinigkeiten an.

Quelle: FG Sachsen, Urt. v. 27.09.2022 - 3 K 1352/20, Rev. (BFH: 

III R 39/22)
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Einnahmen bereits am 31.12.2019 gutgeschrieben 
und somit vereinnahmt worden seien. Buchungstag 
sei der 02.01.2020 mit Wertstellung zum 31.12.2019 
gewesen. Der Designer hingegen war der Ansicht,  
die Umsätze gehörten erst in die Bemessungs-
grundlage des Jahres 2020, da er im Jahr 2019 noch 
nicht über die Beträge habe verfügen können. Diese 
seien erst am 02.01.2020 gebucht worden.
Das FG folgte der Auffassung des Designers. Bei 
der Berechnung der Steuer nach vereinnahmten 
Entgelten entstehe die Umsatzsteuer mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraums, in dem die Entgelte 
vereinnahmt worden seien. Vereinnahmt werde das 
Entgelt erst, wenn der leistende Unternehmer eine 
Gegenleistung erhalte, über die er wirtschaftlich 
verfügen könne. Die wirtschaftliche Verfügungs-
macht sei nicht gleichzusetzen mit dem endgültigen 
Zufluss. Bei Überweisungen auf ein Bankkonto des 
leistenden Unternehmers vereinnahme dieser das 
Entgelt nicht im Zeitpunkt der Gutschrift (Datum der 

Wertstellung), sondern im Zeitpunkt der Buchung 
auf dem Empfängerkonto, da vor diesem Zeitpunkt 
das Geld auf dem Konto noch nicht ersichtlich 
zugeflossen und zumindest faktisch damit nicht 
verfügbar sei. Dem Designer stehe das Geld erst 
bei Ausführung der Buchung auf seinem Konto zur 
Verfügung. Er habe folglich erst am 02.01.2020 über 
den gutgeschriebenen Betrag verfügen können.

Hinweis: 
Da gegen das Urteil Revision eingelegt wurde, 
bleibt abzuwarten, ob der Bundesfinanzhof den 
Aus führungen des FG folgt. Es kommt hierbei 
darauf an, ob eine Vereinnahmung des Entgelts mit 
dem Wertstellungstag (hier: 31.12.2019) oder der 
tatsächlichen Verbuchung auf dem Konto des Unter-
nehmers (hier: 02.01.2020) erfolgt ist.

Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 17.05.2022 - 5 K 5133/21,  

Rev. (BFH: VR 12/22)

Kunsthändler: EuGH urteilt erneut zur Differenzbesteuerung

Die Mehrwertsteuer, die ein steuerpflichtiger Wieder-
verkäufer auf den innergemeinschaftlichen Erwerb 
eines Kunstgegenstands entrichtet hat, dessen 
spätere Lieferung der Differenzbesteuerung nach 
der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie unterliegt, ist 
Teil der Steuerbemessungsgrundlage dieser Liefe-
rung. Das hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
entschieden, nachdem er sich bereits 2018 mit der 
Frage der Differenzbesteuerung nach einem inner -
gemeinschaftlichen Erwerb beschäf tigen musste. 
Derselbe Sachverhalt ist ihm nun im zweiten Durch-
gang vorgelegt worden. Die Beteiligten streiten 
darüber, ob bei Anwendung der Differenz besteue-
rung auf Lieferungen von Kunstgegenständen, die 
vom Kläger zuvor von den Künstlern inner gemein-
schaftlich erworben wurden, die Steuer für den 
innergemeinschaftlichen Erwerb die zu besteuernde 
Handelsspanne (Marge) mindert. Der Kläger ist 
Kunsthändler und betreibt Galerien in mehreren 
deutschen Städten.
Er erwarb Kunstgegenstände von Künstlern aus 
anderen Mitgliedstaaten, die diese in ihren An-
sässig keitsstaaten jeweils als steuerbefreite inner-
gemeinschaftliche Lieferungen behandelten. Der 
Kunst händler versteuerte die innergemeinschaft-
lichen Erwerbe mit dem ermäßigten Steuersatz.
Das Finanzamt verweigerte die Anwendung der 
Differenzbesteuerung. Das zuständige Finanzgericht 

(FG) wandte sich im Jahr 2018 an den EuGH. 
Dieser entschied damals, dass ein Unternehmer, 
der Kunstgegenstände aus anderen Mitgliedstaaten 
erwirbt und im Inland einen innergemeinschaft-
lichen Erwerb besteuert, den Verkauf dieser Kunst -
gegen stände der Differenzbesteuerung unter werfen 
kann. Der Vorsteuerabzug aus der Erwerbsteuer ist 
dann aber ausgeschlossen. Im Anschluss an diese 
Ent scheidung gab das FG dem Kläger recht und 
berücksichtigte die nicht als Vorsteuer abzugsfähige 
Umsatzsteuer auf den innergemeinschaftlichen 
Erwerb margenmindernd.
Das zuständige Finanzamt akzeptierte diese Vor-
gehensweise jedoch nicht. Daher musste sich 
der EuGH erneut mit dem Sachverhalt befassen 
und die Frage klären, ob die nicht abzugsfähige 
Erwerb steuer des Händlers bei der Berechnung  
der Marge abzugsfähig ist oder nicht. Die EU- 
Instanz ent schied, dass die Mehrwertsteuer, die  
ein steuer   pflichtiger Wiederverkäufer auf den inner-
gemein schaft lichen Erwerb eines Kunstgegen stands 
entrichtet hat, dessen spätere Lieferung der 
Differenz besteuerung unterliegt, Teil der Steuer-
bemessungsgrundlage dieser Lieferung ist.

Hinweis: 
Das Urteil ist für sämtliche Unternehmer relevant,  
die als steuerpflichtige Wiederverkäufer zur Diffe-
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Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein 
Schreiben zu den Anforderungen einer validierten 
EMCS-Eingangsmeldung als Gelangensnachweis 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung veröffent-
licht. In diesem Zusammenhang wurde unter 
anderem die Anlage 6 zum Umsatzsteuer-
Anwendungserlass angepasst. Nach der Um-
satz steuer-Durchführungsverordnung kann der 
Unter nehmer den Gelangensnachweis für inner -
gemeinschaftliche Lieferungen bei der Lieferung 
verbrauchsteuerpflichtiger Waren unter Steuer-
aussetzung und Verwendung des IT-Verfahrens 
EMCS (Excise Movement and Control System - EDV-
gestütztes Beförderungs- und Kontrollsystem für 
verbrauchsteuerpflichtige Waren) durch die von der 
zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaats 
validierte EMCS-Eingangsmeldung führen.
In dem aktuellen Schreiben äußert sich das BMF 
zu den Pflichtfeldern der EMCS-Eingangsmeldung, 
insbesondere zum Bestimmungsort. Dieser ist nur 
dann verpflichtend einzutragen, wenn es sich um 
Lieferungen an Steuerlager, um Direktlieferungen  
oder um Lieferungen an zertifizierte Empfänger 
handelt. Bei allen übrigen Lieferungen ist der 

Ort der Lieferung kein Pflichtfeld in der EMCS-
Eingangsmeldung. Die Validierung erfolgt in diesen 
Fällen daher auch, wenn keine Eintragung zum  
Ort der Lieferung erfolgt ist. Erst nach Validierung  
des Entwurfs des elektronischen Verwaltungs-
dokuments (e-VD) bzw. des vereinfachten elek tro-
nischen Verwal tungs dokuments (v-e-VD) kann die 
Beförderung begonnen werden.
Die Eingangsmeldung ist dabei von demjenigen 
zu erstellen, der im e-VD bzw. v-e-VD als 
Empfänger angegeben ist. Nach Aufnahme der 
verbrauchsteuerpflichtigen Waren an einem zuläs-
sigen Bestimmungsort erstellt der Empfänger eine 
Eingangsmeldung nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz. Die Angaben in der Eingangsmeldung 
werden von der EMCS-Anwendung automatisch 
geprüft. Sofern keine Fehler aufgetreten sind, wird die 
Eingangsmeldung automatisiert validiert.

Hinweis: 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen 
offenen Fällen anzuwenden.

Quelle: BMF-Schreiben v. 11.07.2023 - III C 3 - S 7141/21/10002 :001

Workout ohne Steuerlast: Fitnessstudio kann vorerst aufatmen

14

Die Fortzahlung von Mitgliedsbeiträgen an ein 
pandemiebedingt vorübergehend geschlossenes 
Fitnessstudio ist keine steuerbare Leistung. Das hat 
das Finanzgericht Hamburg (FG) entschieden.
Vor dem FG hatte ein Fitnessstudiobetreiber geklagt, 
der sein Studio pandemiebedingt vom 17.03.2020  
bis zum 17.05.2020 schließen musste. Während  
dieser Zeit zahlten viele Kunden ihre Mitglieds-
beiträge weiter. Der Studiobetreiber bot während  
der Schließzeit eine Telefonhotline, Online-Live-Kurse 
und Körperscans an. Außerdem warb er damit, dass 
die Mitglieder den Zeitraum, den sie nicht im Studio 
trainieren konnten, am Ende der Mitgliedschaft 
beitragsfrei ersetzt bekämen. Strittig war, ob die 
während der pandemiebedingten Schließung weiter-
gezahlten Mitgliedsbeiträge als umsatz steuerbare 
und -pflichtige Leistungen einzustufen sind. Das 
Finanzamt bejahte dies.

Das FG urteilte jedoch, dass lediglich die Zahlungen 
vor der Schließung als umsatzsteuerbare und  
-pflichtige Umsätze einzuordnen sind. Es fehle 
im gesamten April und teilweise im März und 
Mai an einem Leistungsaustausch. Aufgrund der 
angeordneten Schließung sei es dem Studiobetreiber 
in diesem Zeitraum unmöglich gewesen, die 
Leistung zu erbringen. Weder die Fortzahlung der 
Mitgliedsbeiträge noch die angebotenen Ersatz-
leistungen rechtfertigten eine andere Betrachtungs-
weise. Lediglich für den Monat März sei die Zahlung 
der Mitgliedsbeiträge als steuerbare Anzahlung zu 
werten.

Hinweis: 
Die Revision ist beim Bundesfinanzhof anhängig. 
Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hatte in einem 
vergleichbaren Fall anders entschieden und sah in 

EMCS-Verfahren: Hinweise zum Gelangensnachweis für innergemeinschaftliche Lieferungen

renzbesteuerung optieren und Kunstgegenstände 
von Urhebern aus dem EU-Ausland beziehen.

Quelle: EuGH, Urt. v. 13.07.2023 - C-180/22
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Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) bejaht 
den Vorsteuerabzug eines Arbeitgebers aus den 
Rechnungen eines Kantinenbetreibers über zu 
gewährende Zuschüsse. Der Arbeitgeber verbilligte 
mit diesen Zuschüssen die Pausenverpflegung für 
seine Mitarbeiter. Eine unentgeltliche Wertabgabe 
lag hier nach Ansicht des FG nicht vor, da die 
Vorteilsgewährung an die Mitarbeiter im überwiegend 
betrieblichen Interesse des Arbeitgebers erfolgte.
Die Klägerin (der Arbeitgeber) unterhält eine fremd -
bewirtschaftete Betriebskantine. Mit dem Kantinen-
betreiber hatte sie einen Vertrag abgeschlossen, 
der die Modalitäten der Mitarbeiter versorgung 
regelte. Eine Besonderheit im Streitfall war, dass 
eine Individualverpflegung der Mitarbeiter praktisch 
unmöglich war, da es sich um einen Schichtbetrieb 
mit festen Pausen handelte, der Betrieb abgelegen  
war und es keine innerbetrieblichen Möglichkeiten  
für die Mitarbeiter gab, sich ihr Essen selbst 
zuzubereiten.
Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug aus 
den Zuschüssen, weil bereits bei Bezug der Leistung 
beabsichtigt gewesen sei, diese ausschließlich und 
unmittelbar für eine unentgeltliche Wertabgabe zu 
verwenden. Die hiergegen gerichtete Klage hatte 
Erfolg. Das FG bejaht den Vorsteuerabzug aufgrund 
der besonderen Umstände des Streitfalls.
Die Bewirtschaftungsleistungen des Kantinenbe-
treibers seien im eigenen unternehmerischen 

Interesse des Arbeitgebers erfolgt und durch 
besondere Umstände der wirtschaftlichen Tätigkeit 
des Unternehmens bedingt gewesen. Das Interesse 
des Arbeitgebers an der innerbetrieblichen Ver-
köstigung habe deutlich den Vorteil, der sich für 
die Mitarbeiter aus der verbilligten Abgabe der 
Speisen ergeben habe, überwogen. Aufgrund der 
Art der Tätigkeit (Produktionsbetrieb), des Pausen-
reglements mit Stillstand der Fertigungslinien 
während der Pausen, der Kantinenbewirtschaftung 
innerhalb des Betriebsgeländes mit kurzen Wegen 
zwischen Produktion, Verpflegungsmöglichkeiten 
und Aufenthaltsräumen, der Lage des Unter-
nehmens (am Ortsrand) und der Möglichkeit,  
hierdurch einen Wettbewerbsvorteil bei der Suche 
nach qualifizierten Mitarbeitern zu erlangen, hätten 
die Eingangsleistungen eindeutig den wirtschaft-
lichen Zwecken der Klägerin gedient.

Hinweis: 
Das FG erläutert sehr detailliert, wann eine Vor-
teilsgewährung an Mitarbeiter im überwiegend 
betrieblichen Interesse liegen kann. Gerade bei 
bestehendem Personalmangel erscheint das Angebot 
von bezuschussten Mahlzeiten als Argument in der 
Mitarbeiterwerbung nicht abwegig zu sein.

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urt. v. 06.10.2022 - 12 K 2971/20, 

rkr.

Mitarbeiterverpflegung: Vorsteuerabzug aus Eingangsrechnungen eines Kantinenbetreibers bejaht

Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) hat 
sich mit der Vorsteueraufteilung bei der Anschaffung 
eines Pkw beschäftigt, der sowohl für steuer-
pflichtige als auch für steuerfreie Umsätze genutzt 
wird. Es hat entschieden, dass die Schätzung der 
Vorsteueraufteilung auf Basis der Fahrleistung 
des Fahrzeugs in der Regel genauer ist als der 
Umsatzschlüssel. Außerdem kann es in bestimmten 
Fällen zu einer gleichzeitigen Anwendung von zwei 
relevanten gesetzlichen Vorschriften kommen.
Worum ging es im Streitfall? Die Klägerin war 
freiberuflich tätig und erzielte im Jahr 2014 sowohl 
steuerpflichtige als auch steuerfreie Umsätze aus 
Vorträgen und Seminaren. Sie erwarb am 11.11.2014 

einen neuen unternehmerisch genutzten Pkw, der  
ihr altes Fahrzeug ersetzte. Das Finanzamt kürzte  
den geltend gemachten vollen Vorsteuerabzug um 
30,49 %, basierend auf der vorsteuerschädlichen 
Nutzung ab dem 11.11.2014.
Die hiergegen gerichtete Klage hatte teilweise Erfolg. 
Grundsätzlich ist die Klägerin zum Vorsteuerabzug 
aus der Anschaffung des Pkw berechtigt. Allerdings 
sind die Vorsteuern nicht in voller Höhe abzugs-
fähig, da der Pkw sowohl für steuerpflichtige als  
auch für steuerfreie Umsätze genutzt wurde.
Da weder die Klägerin noch das Finanzamt eine 
sachgerechte Schätzung gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen vorgenommen hatten, führte das 

Vorsteueraufteilung bei Anschaffung eines Pkw: Die Fahrleistung gibt den Ausschlag

der Fortzahlung der Mitgliedsbeiträge ein umsatz-
steuerpflichtiges Entgelt.

Quelle: FG Hamburg, Urt. v. 16.02.2023 - 6 K 239/21, Rev. (BFH: 

XI R 5/23)
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Arbeitsplatzverlust: Prämie für Ausstieg aus Transfergesellschaft gehört zur Abfindung

Außerordentliche Einkünfte, wie beispielsweise  
Ab findungen, Entlassungsentschädigungen oder  
Ver gütungen für mehrjährige Tätigkeiten, unter liegen 
einem ermäßigten Einkommensteuersatz, sofern 
sie dem Empfänger zusammengeballt zufließen. 
Der Steuergesetzgeber will durch die ermäßigte 
Besteuerung Steuerprogressionsnachteile aus-
gleichen, die ein entschädigungsbedingt erhöhtes 
Einkommen bei regulärer Besteuerung nach sich 
ziehen würde. Kommen die außerordentlichen 
Einkünfte jedoch in mehreren Teilbeträgen über 
mehrere Veranlagungszeiträume verteilt zur Aus-
zahlung, ist eine ermäßigte Besteuerung in der 
Regel ausgeschlossen, weil dann keine wesentlichen 
Progressionsnachteile entstehen.

Hinweis: 
Die Finanzverwaltung lässt eine ermäßigte 
Besteuerung in Anlehnung an die höchstrichterliche 
Rechtsprechung allerdings noch zu, wenn eine 
Teilleistung von maximal 10 % der Hauptleistung 
in einem anderen Jahr als die Hauptleistung zur 
Auszahlung kommt (Nichtbeanstandungsgrenze).

In einem kürzlich vom Bundesfinanzhof (BFH) 
veröffentlichten Fall versuchte ein Arbeitnehmer, 
seine in zwei Veranlagungszeiträumen bezogenen 
Ab findungszahlungen auf zwei unterschiedliche 
Schadensereignisse aufzuteilen, um die ermäßigte 
Besteuerung für beide Zahlungen zu "retten". Er 
hatte im Jahr 2015 eine Sozialplanabfindung von  
115.700 EUR erhalten und im Jahr 2016 eine  
Zusatz abfindung samt "Startprämie" von  
59.250 EUR für den vorzeitigen Ausstieg aus einer 
Trans fergesellschaft.
Das Finanzamt lehnte die ermäßigte Besteuerung 
beider Zahlungen wegen fehlender Zusammen-
ballung ab. Der Arbeitnehmer hielt dagegen, dass 
die Zahlungen auf zwei verschiedenen Schadens-
ereignissen (Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
und Ausstieg aus der Transfergesellschaft) beruhen 
würden, so dass sie isoliert voneinander betrachtet 
und jeweils ermäßigt besteuert werden müssten. 
Der BFH lehnte jedoch ab und schloss sich der 
Auffassung an, dass beide Zahlungen mangels 
zusammengeballter Auszahlung nicht ermäßigt 
besteuert werden können.

FG selbst eine solche Schätzung durch. Es stellte 
dabei auf die Gesamtfahrleistung im Streitjahr ab. 
Diese sei präziser als der Umsatzschlüssel, da die 
Nutzung des Fahrzeugs und die damit verbundene 
Abnutzung besser durch die Laufleistung abgebildet 
werden könnten. Die vom Finanzamt vorgenom-
mene Schätzung sah das FG als unsachgemäß 
an, da lediglich die Fahrleistung vom 11.11.2014 bis  
zum 31.12.2014 berücksichtigt wurde. Es wurde 
außerdem festgestellt, dass die Klägerin bereits vor 
dem 11.11.2014 einen anderen "funktionsgleichen" 
Pkw für ihre unternehmerischen Fahrten genutzt 
hatte. Der ursprüngliche Vorsteuerabzug wurde 
daher auf Basis der tatsächlichen Verwendung des 
alten und des neuen Pkw im gesamten Kalender-

jahr geschätzt. Im Ergebnis konnte die Klägerin 
aufgrund der Schätzung Vorsteuern in Höhe von  
ca. 9.000 EUR aus der Anschaffung des Pkw im 
Streitjahr geltend machen.

Hinweis: 
Vorsteueraufteilungen bei der Anschaffung eines 
Pkw, der für verschiedene Umsätze verwendet wird, 
führen immer wieder zu Diskussionen mit den 
Finanzbehörden. Die Fahrleistung kann im Vergleich 
zum Umsatzschlüssel eine präzisere Grundlage für 
die Aufteilung bieten.

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urt. v. 15.09.2022 - 12 K 1295/20, 

rkr.

4. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN
FÜR ALLE STEUERZAHLER
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Nach Gerichtsmeinung lag eine einheitliche Ent-
schädigungszahlung vor, die auf einem einzigen 
Schadensereignis − dem Verlust des Arbeitsplatzes 
− beruhte. Die einzelnen Zahlungsansprüche waren 
zwar in unterschiedlichen Teilen der Verträge geregelt, 
sie alle beruhten aber auf dem strukturbedingten 
Wegfall des Arbeitsplatzes. Das vorzeitige Aus-
scheiden aus der Transfergesellschaft konnte nicht  
als isoliert zu betrachtendes Schadensereignis 
eingestuft werden, da alle vertraglichen Modalitäten 
gleichzeitig und unter Beteiligung derselben Ver-
tragspartner verbindlich geregelt worden waren. 
Die vertraglichen Bestandteile waren untrennbar 
miteinander verbunden und aufeinander abgestimmt.

Hinweis: 
Die Entscheidung zeigt, dass Regelungen zum 
sozialverträglichen Abbau von Arbeitsplätzen 
steuerlich in der Regel als Gesamtvereinbarung 
gewertet werden. In der Praxis sollte daher darauf 
geachtet werden, dass die Zahlungen zu sam men-
geballt im selben Jahr zur Auszahlung kommen bzw. 
zumindest die abweichend ausgezahlte Teilleistung 
die 10-%-Schwelle nicht überschreitet.

Quelle: BFH, Urt. v. 06.12.2021 - IX R 10/21

Pendlerpauschale versus Homeoffice: Finanzamt schaut bei der Zahl der Arbeitstage genauer hin  

Arbeitnehmer können ihre Wege zur ersten Tätig -
keitsstätte aktuell mit 0,30 EUR pro Entfer nungs-
kilometer (0,38 EUR ab dem 21. Ent fer nungs-
kilo meter) in der Einkomm ensteuererklärung als 
Werbungskosten abrechnen. Bislang war es übliche 
Praxis, dass die Finanzämter bei einer Fünftagewoche 
des Arbeitnehmers zwischen 220 und 230 Fahrten 
(Arbeitstage) pro Jahr anerkannten.
Seit der Corona-Pandemie hat sich die Arbeitswelt  
aber geändert: Viele Arbeitnehmer arbeiten mittler-
weile tageweise im Homeoffice und fahren daher  
nicht mehr täglich ihre erste Tätigkeitsstätte im  
Betrieb an. Da die Pendlerpauschale nur für tatsäch-
lich unternommene Fahrten abgerechnet werden 
darf, akzeptieren die Finanzämter insbesondere bei 
Berufen, die für Homeoffice geeignet sind, nicht 
mehr ohne Weiteres einen Fahrtkostenabzug für 
220 bis 230 Arbeitstage pro Jahr. Arbeitnehmer 
müssen damit rechnen, dass die Ämter bei der 
Angabe zahlreicher Arbeitstage im Betrieb verstärkt 
Arbeitgeberbescheinigungen über die tatsächlich 
dort abgeleisteten Arbeitstage anfordern. Kritisch 
hinterfragen werden die Finanzämter die Anzahl 
der eingesetzten Arbeitstage zudem, wenn ein 
Arbeitnehmer hohe Fortbildungskosten abrechnet 
oder Krankheitskosten als außergewöhnliche Be-
lastungen geltend macht. In diesen Fällen liegt es 
nahe, dass der Arbeitnehmer seltener am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte gearbeitet hat.
Haben Arbeitnehmer im Homeoffice gearbeitet, 
können sie für diese Tage eine Homeoffice-Pau-
schale von 5 EUR pro Tag (ab 2023: 6 EUR pro 

Tag) abziehen. Der höchstmögliche Abzug ist pro 
Jahr auf 600 EUR begrenzt (ab 2023: maximal  
1.260 EUR). Um die Homeoffice-Pauschale zu 
erhalten, muss der Arbeitsplatz in der Wohnung 
keine besonderen Voraussetzungen erfüllen. Es ist 
egal, ob am Küchentisch, in einer Arbeitsecke oder in 
einem getrennten Raum gearbeitet wird. Zwar wäre 
ein Abzug der Pendlerpauschale für Homeofficetage 
bereits ab einer Entfernung von 17 km (ab 2023:  21 
km) zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
steuerlich günstiger, Arbeitnehmer würden aber dann 
tatsächlich nicht unternommene Fahrten steuer-
mindernd abrechnen, was im schlimmsten Fall zu 
einem Steuerstrafverfahren führen kann.

Hinweis: 
Fährt ein Arbeitnehmer an einem Homeoffice-Tag 
zusätzlich zu seiner ersten Tätigkeitsstätte, kann er  
für diesen Tag grundsätzlich keine Homeoffice-
Pauschale abziehen, sondern nur seine Fahrtkosten 
mit der Pendlerpauschale. Eine Ausnahme gilt jedoch 
ab 2023 in den Fällen, in denen dem Arbeit nehmer 
für die betriebliche oder berufliche Betätigung 
kein anderer Arbeitsplatz bei seinem Arbeitgeber 
zur Verfügung steht (z. B. bei Lehrern). In diesen 
Fällen lässt sich für denselben Tag sowohl die 
Pendlerpauschale als auch die Homeoffice-Pauschale 
abziehen.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., Pressemitteilung v. 

22.05.2023
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Für Eigentümer von Ferienwohnungen: Wie Sie als Vermieter nicht in die Gewerblichkeit rutschen

Die Vermietung von Ferienwohnungen führt bei 
privaten Vermietern in der Regel zu nicht gewerbe-
steuerpflichtigen Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung, da sich die Tätigkeit im Rahmen der 
privaten Vermögensverwaltung bewegt. Vermieter 
können allerdings in die Gewerbesteuerpflicht 
rutschen, wenn das Finanzamt bei ihnen Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb annimmt. Diese Einordnung 
kann erfolgen, wenn bei der Vermietung nicht übliche 
(hotelmäßige) Sonderleistungen erbracht werden 
oder wenn bei der Vermietung wegen eines besonders 
häufigen Mieterwechsels eine unternehmerische 
Organisation erforderlich wird, die mit einem 
gewerblichen Beherbergungsbetrieb vergleichbar ist.
Ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH), welches 
bereits im Jahr 2020 erging, aber erst jetzt zur 
amtlichen Veröffentlichung bestimmt wurde, zeigt 
allerdings, dass die Zwischenschaltung eines 
gewerblichen Vermittlers verhindern kann, dass 
beim Vermieter gewerbliche Einkünfte angenommen 
werden. Im zugrunde liegenden Fall hatte eine 
GbR drei Ferienwohnungen erworben, die in einer 
weitläufigen Ferienwohnanlage mit angeschlossenem 
Hotel lagen. Die GbR hatte die Vermietung in die 
Hände eines Vermietungsservice gegeben, der die 
Wohnungen treuhänderisch als Hotelzimmer mit  
den hotelüblichen Zusatzleistungen (Frühstück, Halb- 
oder Vollpension, tägliche Reinigung, Mitnutzung  
des Wellnessbereichs etc.) vermietete.

Das Finanzamt nahm beim Vermieter aufgrund der 
hotelmäßigen Vermietung gewerbliche Einkünfte an, 
wurde vom BFH nun jedoch eines Besseren 
belehrt: Die Bundesrichter urteilten, dass die GbR 
trotz der hotelmäßigen Vermietung weiterhin Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung erzielte, 
da ihr die gewerblichen Handlungen der Ver mitt -
lungsgesellschaft nicht aufgrund eines Treu hand-
verhältnisses zugerechnet werden konnten. Der Ver-
mieter war nicht als Treugeber mit beherrschender 
Stellung anzusehen, da die Vermittlungsgesell-
schaft ein eigenes wirtschaftliches Interesse an der 
Treuhandstellung hatte. Schließlich konnte sie die 
hoteltypischen Zusatzleistungen auf eigene Rechnung 
erbringen – dem Vermieter selbst waren für diese 
Leistungen keine Beträge ausgekehrt worden.

Hinweis: 
Die gewerblichen Handlungen der Ver mittlungs-
gesellschaft konnten also im Ergebnis nicht dem 
Vermieter zugerechnet werden, so dass dieser 
weiterhin lediglich Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung erzielte und von der Gewerbesteuer-
pflicht verschont blieb.

Quelle: BFH, Urt. v. 28.05.2020 - IV R 10/18

Objektbewertung: Kann man die Vergleichspreise von Gutachterausschüssen nachprüfen?

Wenn man eine Immobilie erbt, muss für diese 
die Erbschaftsteuer ermittelt werden. Das ist aber 
manchmal gar nicht so einfach. Daher können die 
Finanzämter sich Unterstützung beim Gutachter-
ausschuss für Grundstückswerte holen und von dort 
Vergleichswerte für ähnliche Objekte erhalten. Diese 
Vergleichswerte können dann bei der Bewertung 
des fraglichen Objekts angewandt werden. Aber 
was ist, wenn der Steuerpflichtige auf einen 
anderen Wert kommt? Lassen sich die Werte des 
Gutachterausschusses irgendwie überprüfen? Das 
Finanzgericht Niedersachsen (FG) musste darüber 
entscheiden.
Am 22.01.2017 ging eine Immobilie durch Erwerb 
von Todes wegen auf die Kläger über. Am 23.08.2017 
reichten die Kläger eine Erklärung zur Feststellung 
des Bedarfswerts beim Finanzamt ein. Nach ihrer 
Meinung ergab sich für das Objekt ein Sachwert 

von 78.493 EUR. Das Finanzamt ermittelte zunächst 
mit einem Immobilienpreiskalkulator einen Wert 
von 170.000 EUR und erließ am 10.04.2018 einen 
entsprechenden Bescheid. Im Einspruchsverfahren 
wandte es dann das Vergleichsfaktorverfahren an. 
Der Wert reduzierte sich so auf 153.456 EUR. 
Die Kläger wollten aber das Sachwertverfahren  
an wen den. Das Finanzamt forderte daraufhin vom 
Gut achtera usschuss Vergleichspreise für das Objekt 
an. Hiernach ergab sich ein Wert von 186.000 EUR.
Die Klage vor dem FG hatte keinen Erfolg. Der vom 
Finanzamt angesetzte Grundbesitzwert sei nicht 
zu beanstanden. Grundlage bei der Wertermittlung 
seien die von den Gutachterausschüssen mit ge-
teilten Vergleichspreise. Die von den Gutachter-
aus schüssen ermittelten und den Finanzämtern 
mitgeteilten Bodenrichtwerte seien für die Beteiligten 
im Steuerrechtsverhältnis verbindlich und einer 
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gerichtlichen Überprüfung regelmäßig nicht 
zugänglich. Die gerichtliche Überprüfung von Mit-
teilungen der Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte sei auf offensichtliche Unrichtig keiten 
beschränkt. Diese lägen im Streitfall nicht vor. Die  
vom Ausschuss aufgeführten 20 Vergleichsobjekte 
seien mit dem strittigen Objekt vergleichbar 
gewesen. Bei mehreren Vergleichspreisen sei der 

Durchschnittswert anzusetzen. Auch die Nicht-
angabe der genauen Adressen der Vergleichsobjekte 
begründe keine offenbare Unrichtigkeit, da bei der 
Durchführung des Vergleichspreisverfahrens das 
Steuergeheimnis zu beachten sei.

Quelle: FG Niedersachsen, Urt. v. 01.12.2022 - 1 K 90/19,  

Rev. (BFH: II R 6/23)

4.5

4.6

Riester-Rente: Kann mit Altersvorsorgebeträgen das Darlehen für die selbstgenutzte Immobilie getilgt werden?

Seit einigen Jahren ist es auch möglich, die Riester-
Rente zur Finanzierung von selbstgenutztem 
Wohnraum einzusetzen. Bei Wohn-Riester können 
Sie Ihre Beiträge wie auch die staatliche Förderung 
für Ihr Eigenheim einsetzen. Sie müssen die Alters-
vorsorgebeiträge nicht gleich bei Bau oder Kauf 
einsetzen, sondern können auch das aufgenommene 
Darlehen damit ablösen. Im vorliegenden Streitfall 
musste das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) 
darüber entscheiden, ob die Voraussetzungen für  
den Bewilligungsbescheid vorlagen.
Die Klägerin erwarb zusammen mit ihrem Mann 
1998 ein Haus. Beide Eheleute sind im Grundbuch 
eingetragen. Zur Finanzierung hatte der Ehemann 
der Klägerin mehrere Darlehen aufgenommen. 
Die Klägerin wurde nicht selbst Schuldnerin der  
Darlehen, verpflichtete sich aber zu selbsts chuld-
nerischen Bürgschaften. 2020 beantragte sie – wie 
ihr Ehemann für seinen Altersvorsorgevertrag – die 
Entnahme von Kapital aus ihrem Altersvorsorge-
vertrag zur Sondertilgung der Darlehen. Das 
Finanzamt lehnte ihren Antrag ab, da sie nicht 
die unmittelbare Darlehensschuldnerin sei. Nach 
Ansicht der Klägerin kommt es aber nicht auf eine 
unmittelbare Schuldnerschaft an.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
erfolglos, so dass die Klägerin zu Recht keinen 
Bewilligungsbescheid erhielt. Neben weiteren 
Voraussetzungen müsse das Kapital zur Tilgung eines 
Darlehens für eine Immobilie verwendet werden. 
Allerdings habe im Streitfall kein eigenes Darlehen 
vorgelegen, welches getilgt werden sollte. Die Dar-
lehen seien alle von ihrem Ehemann begründet  
worden. Die von der Klägerin übernommene Bürg-
schaft sei nicht mit einem Darlehen gleichzusetzen. 
Durch die Tilgung des Darlehens wäre keine 
eigene Schuld beglichen worden. Dass die Klägerin  
zunächst nicht Gesamtschuldnerin gewesen sei, 
könne nicht durch ihren nachträglichen Schuld-
beitritt oder ihre spätere Aufnahme in die Darlehens-
verträge geheilt werden. Es fehle am unmittelbaren  
zeitlichen Zusammenhang mit der Anschaffung der 
Immobilie. Auch dass eine Grundschuld eingetragen 
worden sei, ändere daran nichts, da diese nur der 
Absicherung der Bank diene und nicht zu begünstigten 
Anschaffungskosten für die Klägerin führe.

Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 21.04.2022 - 15 K 15132/21, 

Rev. (BFH: X R 6/22)

Errichtung von Neubauten: Zehnjährige Spekulationsfrist läuft bereits ab Kauf des unbebauten Grundstücks

Wenn Immobilien des Privatvermögens innerhalb 
der zehnjährigen Spekulationsfrist verkauft werden, 
müssen Veräußerer die erzielte Wertsteigerung 
als Gewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften 
versteuern. Diese Regelung gilt insbesondere für 
Mietobjekte. Selbstbewohnte Immobilien fallen in 
der Regel nicht unter diese Frist und können jederzeit 
steuerfrei veräußert werden.
Bei der Berechnung der Spekulationsfrist kommt 
es auf den Zeitpunkt an, zu dem das obligatorische 
Rechtsgeschäft (Kaufvertrag) abgeschlossen worden 
ist. Unerheblich für die Fristberechnung ist, zu 

welchem Zeitpunkt das wirtschaftliche Eigentum an 
dem Grundstück übergegangen ist (Übergang von 
Nutzen und Lasten).
Wird ein unbebautes Grundstück erworben und 
anschließend bebaut, stellt sich die Frage, ab wann 
die Neubauimmobilie steuerfrei verkauft werden 
kann. Zentral ist in diesen Fällen also die Frage, ab 
wann die Spekulationsfrist beginnt. Die Antwort: 
Bei Neubauten ist für den Fristbeginn allein der 
Tag der notariellen Beurkundung des Grund stücks-
kaufvertrags maßgebend. Es kommt nicht darauf  
an, wann das neu errichtete Gebäude später bau-
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4.7

4.8

Erbschaftsteuer mindern: Auch Nacherben können Erbfallkostenpauschale abziehen

Erben dürfen von ihrem erbschaftsteuerpflichtigen 
Erwerb verschiedene Nachlassverbindlichkeiten 
abziehen, darunter einen Pauschbetrag für Erbfall-
kosten in Höhe von 10.300 EUR, der insbesondere 
die Kosten für die Bestattung und für die Regelung 
des Nachlasses abdecken soll. Der Bundesfinanzhof 
(BFH) hat jetzt entschieden, dass auch Nacherben 
diese Erbfallkostenpauschale in Anspruch nehmen 
können.

Hinweis: 
Mit der testamentarischen Anordnung einer Vor- und 
Nacherbschaft setzt der Erblasser eine Person als 
Vorerben ein, der die Erbschaft zunächst für einen 
gewissen Zeitraum nutzen kann. Der testamentarisch 
bestimmte Nacherbe wird mit Ende der Vorerbschaft 
(in der Regel mit dem Tod des Vorerben) zum Erben 
des Erblassers. Zum Schutz des Nacherben ist der 
Vorerbe in seiner Verfügungsmacht beschränkt.

Im zugrunde liegenden Urteilsfall war die klagende 
Nichte von ihrer Tante als Nacherbin eingesetzt 
worden. Vorerbe war der Onkel der Klägerin. Nach-
dem zunächst die Tante und später der Onkel ver-
storben waren, trat die Nichte ihre Nacherbschaft an. 
Das Finanzamt setzte ihr gegenüber als Nacherbin 

gegenüber Erbschaftsteuer fest, ohne jedoch eine 
Erbfallkostenpauschale abzuziehen. Das Amt 
argu mentierte, dass die Nichte schließlich keine 
Beerdigungs kosten für ihre Tante getragen habe. 
Die Pauschale sei bereits durch die Vorerbschaft 
"verbraucht" gewesen.
Der BFH gestand der Nichte hingegen die Pauschale 
zu. Bei Vor- und Nacherbschaft kann der Pausch-
betrag nach Gerichtsmeinung zweimal abgezogen 
werden, obgleich nur ein Todesfall (hier: der Tante) 
zugrunde liegt. Zwar werden die Beerdigungskosten 
bei zweimaliger Gewährung des Pauschbetrags auch 
zweimal typisierend abgezogen, obwohl sie nur 
einmal angefallen sind. Der Pauschbetrag umfasst 
aber nicht nur Beerdigungskosten, sondern auch 
Nachlassregelungskosten, die in einem Nacherbfall 
durchaus zweimal anfallen können.

Hinweis: 
Weiter entschied der BFH, dass die Erbfall kosten-
pauschale ohne Nachweis abgezogen werden darf. 
Es muss dem Finanzamt also nicht glaubhaft 
gemacht werden, dass dem Grunde nach überhaupt 
tatsächliche Kosten entstanden sind.

Quelle: BFH, Urt. v. 01.02.2023 - II R 3/20

rechtlich genehmigt, fertiggestellt oder erstmals 
genutzt wurde.

Beispiel: 
Herr Mustermann erwirbt am 10.01.2023 (Tag der 
Beurkundung des Kaufvertrags) ein unbebautes 
Grundstück. Am 15.02.2024 stellt er einen Neubau 
auf diesem Grundstück fertig. Da das Datum des 
Grundstückskaufvertrags maßgebend ist, kann die 
Neubauimmobilie bereits ab dem 11.01.2033 steuer-
frei veräußert werden.

Für neu errichtete Gebäude läuft keine eigene Halte- 
oder Veräußerungsfrist. Sie werden nur dann in die 
Berechnung des privaten Veräußerungsgewinns 
einbezogen, wenn die Spekulationsfrist für das 
Grundstück bei Verkauf noch nicht abgelaufen ist.

Quelle: Recherche Deubner Recht & Steuern

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Wann Kosten für ein Hausnotrufsystem (nicht) absetzbar sind

Um etwa im Falle eines Treppensturzes oder Herz-
infarkts schnell Hilfe anfordern zu können, haben  
viele Senioren in ihrem Haushalt ein Hausnotruf-
system installiert. In der Regel genügt ein Knopf-
druck auf einen Funksender und schon wird eine  
externe Notrufzentrale informiert. Der Bundesfinanz-
hof (BFH) hatte bereits im Jahr 2015 entschieden,  
dass die Kosten für ein solches System als haus-

haltsnahe Dienstleistung abgesetzt werden können, 
so dass sie mit 20 % direkt von der tariflichen 
Einkommensteuer abgezogen werden dürfen 
(Höchstbetrag: 4.000 EUR pro Jahr).
Im damals zugrunde liegenden Fall hatte ein Senior 
eine Wohnung in einer Seniorenresidenz bewohnt 
und mit deren Betreiber einen Betreuungsvertrag 
abgeschlossen, der unter anderem die Bereitstellung 
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Finanzgerichtsprozess: Verweigerte Akteneinsicht kann zu schwerwiegendem Verfahrensmangel führen

Prozessbeteiligte haben in einem finanzgerichtlichen 
Prozess das Recht, die Gerichtsakten und die dem 
Gericht vorgelegten Akten einzusehen. Werden 
die Prozessakten bei Gericht elektronisch geführt, 
wird die Akteneinsicht durch die Bereitstellung des 
Akteninhalts zum Abruf gewährt. Sofern die Akten 
noch in Papierform geführt werden, erfolgt die 
Akteneinsicht in den Diensträumen.
Dass die Verweigerung der Akteneinsicht einen 
schwerwiegenden Verfahrensfehler begründen kann, 
verdeutlicht ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs 
(BFH), in dem ein Prozessbevollmächtigter vor 
dem Sächsischen Finanzgericht (FG) zunächst die 
Verlegung der mündlichen Verhandlung beantragt 
hatte. Nachdem das FG diesen Antrag abgelehnt 
hatte, teilte der Bevollmächtigte einen Tag vor 
der mündlichen Verhandlung mit, dass er das 
Mandat niedergelegt habe. Der neu mandatierte 
Bevollmächtigte beantragte am selben Tag erneut 
die Aufhebung des Verhandlungstermins und 
beantragte Akteneinsicht. Das FG versagte die Akten-
einsicht und führte die mündliche Verhandlung 
am Folgetag in Abwesenheit der Klägerseite durch. 
Das Gericht ging davon aus, dass der Wechsel des 

Prozessbevollmächtigten nur deshalb erfolgt sei, 
weil der erste Antrag auf Terminverlegung abgelehnt 
worden sei. Man habe das Gericht quasi zu einer 
Terminverlegung zwingen wollen.
Der BFH hob das finanzgerichtliche Urteil nun  
jedoch aufgrund eines Verfahrensmangels auf und 
verwies den Rechtsstreit zurück an das FG. Nach 
Auffassung der Bundesrichter hatte das FG den 
Anspruch der Kläger auf rechtliches Gehör verletzt, 
indem es die mündliche Verhandlung trotzdem 
durchgeführt und die Akteneinsicht abgelehnt 
hatte. Das FG sei verpflichtet gewesen, dem neuen 
Bevoll mächtigten die beantragte Akteneinsicht zu  
gewähren und deshalb den Termin der mündlichen 
Verhandlung zu verlegen, denn ohne die Akten-
einsicht sei eine sachgerechte Vorbereitung auf 
die Verhandlung nicht möglich. Der Antrag auf 
Akteneinsicht sei nicht rechtsmissbräuchlich gestellt 
worden, er habe nicht der Prozessverschleppung, 
sondern dem legitimen Informationsinteresse des 
neuen Bevollmächtigten gedient.

Quelle: BFH, Beschl. v. 21.04.2023 - III B 41/22, NV

eines Notrufsystems rund um die Uhr vorsah.  
Notrufe wurden über einen sogenannten Piepser 
unmittelbar an eine Pflegekraft weitergeleitet, die 
sodann auch die erforderliche Notfall-Soforthilfe  
vor Ort leisten konnte. Der BFH hatte die Kosten 
steuerlich anerkannt, da die zugrunde liegende 
Leistung im Haushalt erbracht worden war. 
Entscheidend war für das Gericht, dass der Haus-
notruf eine unmittelbare Direkthilfe in Form eines 
Soforthelfereinsatzes in der Wohnung beinhaltet 
hatte.
In einem neuen, andersgelagerten Fall hat der BFH  
die Absetzbarkeit von Kosten für ein Hausnotruf-
system nun abgelehnt. Vorliegend hatte eine  
Rentnerin einen Vertrag über die Bereitstellung von 
Notrufhardware und einen 24-Stunden-Bereitschafts-
service abgeschlossen. Im Alarmfall sollte jedoch 
lediglich Kontakt zu Angehörigen, Nachbarn, Ärzten 
oder einem Pflege- oder Rettungsdienst hergestellt 
werden, die dann wiederum Hilfe leisten konnten. 
Die Bundesrichter sahen diese Leistung nicht als  

im Haushalt erbracht an, weil die unmittelbare 
Direkthilfe lediglich als eigenständige Leistung 
Dritter vermittelt worden war. Die Seniorin hatte 
im Wesentlichen für die vom Anbieter des Haus-
notrufsystems eingerichtete Rufbereitschaft sowie 
für die Entgegennahme eines eventuellen Notrufs 
gezahlt.

Hinweis: 
Die Kosten für Hausnotrufsysteme können nach 
der neuen BFH-Rechtsprechung also nur dann als 
haushaltsnahe Dienstleistungen abgesetzt werden, 
wenn vertraglich eine Direkthilfe vor Ort einge-
schlossen ist. Werden im Alarmfall lediglich Dritte 
verständigt, wird die Leistung nicht im Haushalt 
erbracht. Steuerlich abziehbar sind die Kosten daher 
regelmäßig nur in betreuten Wohnformen, in denen 
eine direkte Hilfe durch den Dienstleister gebucht 
wurde.

Quelle: BFH, Urt. v. 15.02.2023 - VI R 7/21
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4.10

4.11

Verlustberechnung: Wie der Altersentlastungsbetrag bei der Verlustberechnung berücksichtigt wird

Wenn es in einem Jahr nicht so gut läuft und 
man einen Verlust aus seinen Einkünften erzielt, 
ist das keine schöne Situation. Allerdings kann 
es etwas trösten, dass man unter bestimmten 
Voraussetzungen den erzielten Verlust mit positiven 
Einnahmen aus anderen Jahren verrechnen darf. 
Aber wie wird eigentlich dieser Verlust berechnet? 
Das Finanzamt war im Streitfall der Ansicht, dass 
ein möglicher Altersentlastungsbetrag nicht bei 
der Verlustermittlung zu berücksichtigen ist. Das 
Finanzgericht Thüringen (FG) musste nun darüber 
entscheiden.
Das Finanzamt setzte die Einkommensteuer 2017 
gegenüber dem Kläger auf 0 EUR fest. Der ver-
bleibende Verlustvortrag zum 31.12.2017 wurde am 
10.03.2021 auf 194 EUR festgestellt. Dabei wurde 
ausgeführt, dass verbleibende negative Einkünfte 
in Höhe von 25.194 EUR vorlägen und hiervon ein 
Verlustrücktrag nach 2016 in Höhe von 25.000 EUR 
erfolge. Hiergegen legte der Kläger am 15.03.2021 
Einspruch ein mit der Begründung, dass der 
Verlustrücktrag fehlerhaft ermittelt worden sei.  
 

Das Finanzamt habe bei der Berechnung den 
Altersentlastungsbetrag nicht berücksichtigt.
Dieser Einspruch vor dem FG war erfolgreich. Das 
Finanzamt hat zu Unrecht den Altersentlastungs-
betrag in Höhe von 1.824 EUR nicht berücksichtigt. 
Der verbleibende Verlustvortrag sei gesondert fest-
zustellen. Verbleibender Verlustvortrag seien die bei 
der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte 
nichtausgeglichenen negativen Einkünfte, vermindert 
um bestimmte Beträge, vermehrt um den auf den 
Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeit-
raums festgestellten verbleibenden Verlustvortrag. 
Der Senat folge nicht der Ansicht des Finanzamts,  
dass der Altersentlastungsbetrag nicht zu berück-
sichtigen sei. Vielmehr sei erst der Gesamtbetrag 
der Einkünfte auszugleichen. Dies ergebe sich auch 
schon aus dem Wortlaut des Gesetzes. Diese 
Berücksichtigung bei der Verlustberechnung wider-
spreche auch nicht dem Sinn des Alters entlastungs-
betrags.

Quelle: FG Thüringen, Urt. v. 26.04.2022 - 4 K 510/20, Rev. (BFH: 

IX R 7/22)

Arbeitszimmer: Sind Umzugskosten in eine größere Wohnung als Werbungskosten abzugsfähig?

Grundsätzlich gehört ein Wohnungswechsel zu 
Ihrem privaten Lebensbereich und ist für die Ein-
kommensteuererklärung nicht relevant. Sollte der 
Umzug aber beruflich veranlasst sein, weil Sie 
dadurch nun näher an Ihrer Tätigkeitsstätte wohnen, 
kann dies durchaus steuerlich relevant sein. Aber  
wie ist es, wenn man in eine größere Wohnung  
zieht, weil man dort ein Arbeitszimmer hat? Ist 
auch dies ein beruflich veranlasster Umzug? Das 
Finanzgericht Hamburg (FG) hatte darüber kürzlich 
zu entscheiden.
Die Kläger sind Eheleute und werden zusammen  
zur Einkommensteuer veranlagt. Sie lebten Anfang 
2020 mit ihrer Tochter in einer Dreizimmerwohnung 
(ca. 65 qm) ohne Arbeitszimmer. Der Kläger war  
Teil-Projektleiter und arbeitete vor März 2020 nur 
selten zu Hause. Aufgrund der Corona-Maßnahmen 
musste er jedoch ab März 2020 im Homeoffice 
arbeiten. Ab Juli 2020 hatte er einen neuen Arbeit-
geber, für den er vier Tage die Woche daheim und 
einen Tag pro Woche in den Räumlichkeiten des 
Arbeitgebers arbeitete. Die Klägerin arbeitete vor 
März 2020 ausschließlich im Büro. Seitdem ist sie 

vier Tage die Woche im Homeoffice und einen Tag  
pro Woche im Büro tätig. Als provisorischer Schreib-
tisch diente beiden Berufstätigen zunächst der 
heimische Esstisch, bei dessen Nutzung sie sich nach 
Möglichkeit abwechselten. Ab April 2020 suchten sie 
nach einer größeren Wohnung, welche sie dann zum 
16.07.2020 beziehen konnten. Die Kläger erklärten in 
der Einkommensteuererklärung die Umzugskosten 
als beruflich veranlasste Werbungskosten. Deren 
Berücksichtigung als Werbungskosten lehnte das 
Finanzamt jedoch ab.
Die Klage der Eheleute vor dem FG war erfolgreich. 
Es sei zwar zu keiner erheblichen Verkürzung 
des Arbeitswegs gekommen, wohl aber zu einer 
wesentlichen Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
der Kläger. Erst durch den Umzug hätten beide 
ihre nichtselbständige Tätigkeit ungestört ausüben 
können. Infolge der getrennten Arbeitszimmer 
habe sich das Risiko schlechter Arbeitsergebnisse 
reduziert. Es sei auch zu keiner Erhöhung des 
Wohnkomforts durch den Umzug gekommen. So 
verfügten die Kläger statt einer Terrasse mit Zugang 
zum Gemeinschaftsgarten jetzt nur noch über 
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Handwerkerleistungen: Steuerbonus gilt auch bei unentgeltlicher Wohnungsüberlassung

Handwerkerleistungen im Privathaushalt können mit 
20 % der Lohnkosten, höchstens 1.200 EUR pro Jahr, 
von der tariflichen Einkommensteuer abgezogen 
werden. Voraussetzung ist, dass die Leistung in  
einem Haushalt des Steuerzahlers erbracht wurde,  
der in der EU oder dem Europäischen Wirtschafts-
raum liegt. Die Grenzen des Haushalts werden  
dabei nicht streng durch die Grundstücksgrenzen 
abgesteckt, vielmehr können Handwerkerleistungen 
auch abzieh bar sein, wenn sie jenseits der Grund-
stücksgrenzen auf angrenzendem fremden (z. B.  
öffentlichen) Grund erbracht werden. Die Leistung 
muss aber in unmittelbarem räumlichem Zusam-
menhang zum Haushalt durchgeführt werden und 
dem Haushalt dienen.
Sowohl Mieter als auch Haus- oder Wohnungs-
eigentümer können den Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen beanspruchen. Nach einem neuen 
Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) profitieren sogar 
Steuerzahler, die ein Haus oder eine Wohnung 

unentgeltlich nutzen. Es muss also nicht zwangs-
läufig Eigentum oder ein Mietverhältnis gegen 
Ent gelt bestehen, um den Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen absetzen zu können. Der BFH 
verwies darauf, dass die Steuerermäßigung nicht auf 
bestimmte Nutzungsrechte oder Nutzungs ver hält-
nisse eingeschränkt werden dürfe. Erforderlich sei 
lediglich, dass in den Räumlichkeiten tatsächlich ein 
Haushalt geführt werde.

Hinweis: 
Wer also unentgeltlich ein Haus oder eine Wohnung 
bewohnt, ist nicht von vornherein vom Steuerbonus 
für Handwerkerleistungen ausgeschlossen. Für den 
steuerlichen Abzug ist es aber wie bei allen anderen 
Nutzungsverhältnissen wichtig, dass über die 
Leistung eine Rechnung ausgestellt wurde, und die 
Zahlung unbar erfolgte.

Quelle: BFH, Urt. v. 20.04.2023 - VI R 23/21, NV

einen Balkon. Auch der zeitliche Ablauf spreche 
für eine berufliche Veranlassung des Umzugs. Die 
Umzugskosten seien daher zu berücksichtigen.

Hinweis: 
Für das Ergebnis hinsichtlich der Umzugskosten 
spricht im Übrigen auch, dass die Kosten der beiden 

Arbeitszimmer bereits durch das Finanzamt als 
Werbungskosten anerkannt wurden.

Quelle: FG Hamburg, Urt. v. 23.02.2023 - 5 K 190/22, Rev. (BFH: 

VI R 3/23)

Bebaute Grundstücke: Neue Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung veröffentlicht

Vermieter sind nach dem Kauf eines Mietobjekts 
naturgemäß daran interessiert, dass das Finanzamt 
einen möglichst hohen Teil des Kaufpreises dem 
Gebäude zuordnet, denn nur dieser Kostenteil  
fließt in die Bemessungsgrundlage zur Gebäude-
abschreibung ein. Der Teil des Gesamtkaufpreises, 
der auf den nicht abnutzbaren Grund und Boden 
entfällt, ist demgegenüber nicht abschreibbar und 
kann also keine steuermindernde Wirkung entfalten.
Das Bundesfinanzministerium hat im Juni 2023  
auf seiner Internetseite eine aktualisierte Arbeits-
hilfe zur Kaufpreisaufteilung bei bebauten Grund-
stücken veröffentlicht. Mit ihr lässt sich ein Gesamt-
kaufpreis auf den Boden- und Gebäudewert aufteilen.  
Dem Berechnungsschema liegt die höchstrichter liche 
Rechtsprechung zugrunde, nach der ein Gesamt-
kaufpreis für ein bebautes Grundstück nicht nach  
der sogenannten Restwertmethode, sondern nach 

dem Verhältnis der Verkehrswerte oder Teilwerte 
aufgeteilt werden muss.
Anhand der Berechnungshilfe können Vermieter die 
Kaufpreisaufteilung entweder selbst durchführen  
oder die Plausibilität ihrer eigenen Wertansätze  
über prüfen. Auch die Finanzämter nutzen die  
Arbeits   hilfe. 
Vermieter sollten auch wissen, dass eine  
bereits im Kaufvertrag vorgenommene Kaufpreis-
aufteilung nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung grundsätzlich von den Finanzämtern 
akzeptiert werden muss. Das Ergebnis aus der 
Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung darf also nicht 
reflexartig zugrunde gelegt werden. Eine vertraglich 
vorgenommene Aufteilung ist für das Finanzamt  
aber nicht bindend, wenn Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass der Kaufpreis nur zum Schein 
bestimmt worden ist oder ein steuerlicher Gestal-
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Veräußerungsgeschäft: Was "Nutzung zu eigenen Wohnzwecken" bei einem Veräußerungsgeschäft bedeutet

tungsmissbrauch vorliegt. Wurden durch die 
vertragliche Kaufpreisaufteilung die realen Wert-
verhältnisse in grundsätzlicher Weise verfehlt und 
erscheinen sie wirtschaftlich nicht haltbar, können 
Finanzämter und Finanzgerichte sie daher verwer fen 
und eine anderweitige Aufteilung (z. B. nach der 
Arbeitshilfe) vornehmen.

Hinweis: 
Abrufbar ist das aktualisierte Berechnungs-Tool 
unter www.bundesfinanzministerium.de über den 
Pfad "Themen > Steuern > Steuerarten > 
Einkommensteuer".

Quelle: BMF, Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung v. 22.06.2023

Wenn Sie ein Haus verkaufen, kann der Verkauf 
unter bestimmten Umständen steuerfrei sein. Ein 
Grund kann sein, dass das Haus erst zehn Jahre 
nach dem Erwerb verkauft wird, ein anderer, dass 
das Haus während einer kürzeren Frist zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurde. Aber was bedeutet 
Letzteres? Muss man dann wirklich immer selbst in 
dem Objekt gewohnt haben? Oder reicht es auch, 
wenn ein naher Angehöriger darin gewohnt hat?  
Und wer gilt als naher Angehöriger? Das Finanz-
gericht Düsseldorf (FG) hatte in einem solchen Fall 
zu entscheiden.
Die Kläger sind verheiratet. Im Mai 2009 erwarben 
sie eine Eigentumswohnung, die sie der Mutter der 
Klägerin unentgeltlich zur Nutzung überließen. Die 
Mutter verstarb Ende 2016, die Wohnung wurde 
daraufhin Ende 2017 verkauft. Die Kläger machten  
bis einschließlich 2016 keine Unterhaltsleistungen 
an die Mutter in ihren Einkommensteuererklärungen 
geltend. In der Einkommensteuererklärung 2017 
gaben sie die Veräußerung der Wohnung an und 
ermittelten sonstige Einkünfte aus privaten Ver-
äußerungsgeschäften. Das Finanzamt berücksich -
tigte den Veräußerungsgewinn aus dem Wohnungs-
verkauf bei der Ermittlung der Gesamt einkünfte  
und verrechnete ihn mit Verlustvorträgen. Die Kläger 
legten dagegen Einspruch ein, da die unent gelt liche 

Überlassung der Wohnung an die Mutter als 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken zu werten sei. 
Die Differenzierung des Finanzamts zwischen 
unterhaltsberechtigten Kindern und der unterhalts-
berechtigten Mutter sei widersprüchlich.
Das FG folgte der Argumentation der Kläger 
allerdings nicht. Die Wohnung sei nicht zu "eigenen 
Wohnzwecken" genutzt worden. Die Nutzung der 
Wohnung durch die Mutter könne den Klägern 
nicht zugerechnet werden. Dies komme nur bei 
unterhaltsberechtigten Kindern in Betracht. Bei 
diesen sei typisierend eine Unterhaltspflicht und 
das Entstehen von Aufwendungen für die Eltern 
anzunehmen. Bei anderen unterhaltsberechtigten 
Angehörigen sei das nicht der Fall. Hier sei eine 
Einzelfallprüfung erforderlich. Darüber hinaus  
hätten im Streitfall die Voraussetzungen zur 
steuer   lichen Berücksichtigung von Unter haltsauf-
wendungen nicht vorgelegen. Es sei auch nicht die 
Definition des Begriffs der "Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken" im Sinne des Eigen heim zulagen-
gesetzes anzu wen den, selbst wenn hiernach die 
Nutzung durch die Mutter den Klägern zuzurechnen 
wäre.

Quelle: FG Düsseldorf, Urt. v. 02.03.2023 - 14 K 1525/19 E,F,  

Rev. (BFH: IX R 13/23)

Anleger aufgepasst: Den Finanzbehörden liegen Daten einer Kryptobörse vor

Kryptowährungen wie Bitcoin oder Ethereum haben 
in der Vergangenheit zeitweise wahre Kursfeuer-
werke hingelegt, so dass so manche Spekulanten  
erhebliche Kursgewinne einfahren konnten. Wer in 
digitale Währungen investierte, konnte sich lange 
Zeit gleichsam in einer Welt ohne staatliche Kontrolle 
wähnen. Diese Zeiten dürften nun aber vorbei sein, 
denn auch die Finanzämter interessieren sich mittler-
weile verstärkt für die Gewinne, die mit digitalen 
Währungen erzielt werden.

Die nordrhein-westfälische Finanzverwaltung hat 
im Zuge eines Auskunftsersuchens nun von einer 
großen Kryptobörse ein umfangreiches Paket mit  
den Daten von Tausenden Kunden erhalten. Damit 
kann der Fiskus überprüfen, ob die Nutzer ihre 
Gewinne korrekt versteuert haben.

Hinweis: 
Veräußerungsgewinne, die ein Anleger innerhalb 
eines Jahres aus dem Verkauf oder dem Tausch 
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Operative Fettabsaugung: Umgang mit Kosten für wissenschaftlich (nicht) anerkannte Heilbehandlung

Wer Krankheitskosten als außergewöhnliche Be-
lastung abrechnen will, muss gegenüber dem  
Finanz amt verschiedene Stufen der Nachweis  -
führung beachten:

Kosten für übliche Heilbehandlungen werden in  
der Regel ohne besonderen Nachweis anerkannt.
Kosten für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, wie 
beispielsweise Hörgeräte, müssen durch die 
Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers belegt 
werden.
Kosten für wissenschaftlich nicht anerkannte 
Behandlungsmethoden sind nur absetzbar, wenn 
der Steuerbürger ein amtsärztliches Gutachten  
oder eine ärztliche Bescheinigung eines medi zi-
nischen Dienstes der Krankenversicherung vor-
legen kann, wonach die Behandlung zwangsläufig 
ist. Dieser sogenannte qualifizierte Nachweis  
muss vor dem Beginn der Heilmaßnahme 
ausgestellt worden sein.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs war eine Fettabsaugung (Liposuktion) 
infolge einer Erkrankung des Fettgewebes 
(Lipödem) als wissenschaftlich nicht anerkannte 
Behandlungsmethode einzustufen, so dass die  

hohen Nachweishürden galten. Nun hat das  
Gericht jedoch seine Auffassung geändert und 
entschieden, dass die Kosten für die Liposuktion 
zur Behandlung eines Lipödems ab dem Jahr 
2016 ohne vorherige Vorlage eines amtsärztlichen 
Gutachtens oder der ärztlichen Bescheinigung eines 
medizinischen Dienstes der Krankenversicherung 
abgesetzt werden dürfen. Grund für diesen Rich-
tungswechsel war die Erkenntnis des Gerichts, 
dass über die Wirksamkeit und Zweckmäßigkeit der 
Liposuktion bei einem Lipödem unter Medizinern 
seit 2016 kein nennenswerter Streit mehr besteht. 
Zuvor hatte das Gericht medizinische Fachbeiträge 
ausgewertet.

Hinweis: 
Die Kosten für eine Liposuktion sind ab 2016 ohne 
besonderen Nachweis abziehbar, da steuerlich nun 
eine übliche Heilbehandlung vorliegt. Wichtig ist  
aber, dass die Behandlung nicht aus rein kos-
me tischen Gründen erfolgt ist, sondern zur  
Behandlung einer Erkrankung.

Quelle: BFH, Urt. v. 23.03.2023 - VI R 39/20

von Kryptowährungen erzielt, müssen als privates 
Veräußerungsgeschäft versteuert werden. Virtuelle 
Währungen (Currency Token, Payment Token) stellen 
nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung ein 
"anderes Wirtschaftsgut" im Sinne der Regelungen  
zu privaten Veräußerungsgeschäften dar. Die 
realisierten Wertzuwächse sind demnach genau wie 
beim Verkauf von Goldbarren, historischen Auto-
mobilen oder Kunstwerken als "sonstige Ein künfte" 
zu versteuern. Unerheblich ist, ob der Gewinn 
durch einen Verkauf von Coins, das Bezahlen beim 
Onlineshopping oder den Umtausch in eine andere 
Kryptowährung erzielt wird.
Medienberichten zufolge kann durch die Datensätze 
aus NRW eine Nachversteuerung in Höhe zwei-
stelliger Millionenbeträge ausgelöst werden. Welche 
Kryptobörse konkret zur Offenlegung ihrer Daten 

gebracht werden konnte, wollte die Finanzverwaltung 
NRW allerdings nicht mitteilen.

Hinweis: 
Kryptoanleger müssen nun also damit rechnen, 
dass sie demnächst Post vom Finanzamt oder 
sogar von der Steuerfahndung bekommen. Auch 
die Finanzbehörden anderer Bundesländer haben 
inzwischen erste Datensätze zur Einsicht erhalten. 
Wer entsprechende Gewinne bislang dem Fiskus 
verschwiegen hat, sollte zusammen mit seinem 
steuerlichen Berater die Möglichkeit prüfen, eine 
strafbefreiende Selbstanzeige beim Finanzamt zu 
stellen.

Quelle: Recherche Deubner Recht & Steuern

Manche Erfolgsgeschichten beginnen im Kinder-
zimmer: Ein Mathematikstudent wohnt noch bei 
seinen Eltern und steigt mit 18 Jahren in die Welt 
des Online-Pokerspiels ein. Er spielt Cash Games 

in der Variante "Texas Hold’em/Fixed Limit", 
pro fessionalisiert sein Spiel immer weiter und 
setzt während seiner Pokerrunden sogar eine 
Analysesoftware ein, mit der er das Spielverhalten 
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4.18 Mehrjähriges Auslandsstudium des Kindes: Kindergeldanspruch erfordert überwiegenden Inlandsaufenthalt in den 
Ferien

seiner Mitspieler statistisch auswertet. Zu Beginn 
seiner Tätigkeit spielt er lediglich fünf bis zehn  
Stunden pro Monat, später verbringt er monatlich  
rund 100 Stunden vor dem PC. Er erhöht seine 
Einsätze, spielt gleichzeitig auf mehreren Poker-
portalen und erzielt so über einen Zeitraum von fünf 
Jahren einen Gewinn von über 2,3 Mio. EUR.
Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) wollte der Student 
nun den Einkommensteuerzugriff auf seine Gewinne  
bwenden, indem er geltend machte, dass die von 
ihm gespielte Online-Poker variante ein nicht ein-
kommensteuerbares Glücksspiel sei. Der BFH 
lehnte jedoch ab und knüpfte an frühere Ent-
scheidungen zum Pokerspiel in Form von Präsenz-
turnieren und in Casinos an. Danach ist Poker in 
einkommensteuerrechtlicher Hinsicht kein reines 
Glücksspiel, sondern durch Geschicklich keits ele-
mente gekennzeichnet. Dies gilt auch beim Online-
Poker, selbst wenn dort kein persönlicher Kontakt zu 
den Mitspielern möglich ist.
Zwar handelt es sich bei Freizeit- und Hobbyspielen 
grundsätzlich um eine private Tätigkeit, bei der 
Gewinne und Verluste keine steuerliche Auswirkung 

haben. Wenn jedoch der Rahmen einer privaten 
Hobbytätigkeit überschritten wird und es dem 
Spieler nicht mehr um die Befriedigung seiner 
Spiel leidenschaft geht, sondern um die Erzielung 
von Einkünften, ist sein Handeln als gewerblich  
anzusehen. Maßgebend ist nach Gerichtsmeinung 
die strukturelle Vergleichbarkeit mit einem Gewerbe-
treibenden bzw. Berufsspieler, beispielsweise die 
Planmäßigkeit des Handelns, die Ausnutzung eines 
Marktes oder der Umfang des investierten Geld- und 
Zeitbudgets. Im Ergebnis lagen also steuerpflichtige 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb vor.

Hinweis: 
Der Entscheidungsfall zeigt, dass Online-Poker-
gewinne erst bei berufsmäßiger, professioneller 
Ausübung einkommensteuerlich erfasst werden 
müssen. Wer sich in seiner Freizeit sporadisch an den 
virtuellen Spieltisch setzt, muss keinen Steuerzugriff 
fürchten.

Quelle: BFH, Urt. v. 22.02.2023 - X R 8/21

Studiert ein Kind im außereuropäischen Ausland, 
dann können Eltern ihren Kindergeldanspruch  ver-
lieren, sofern das Kind seinen inländischen Wohn-
sitz (z. B. im Elternhaus) aufgibt. Nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung behält ein Kind seinen 
Inlandswohnsitz in der elterlichen Wohnung aber  
bei, wenn ihm dort weiterhin zum dauerhaften 
Wohnen geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung 
stehen und das Kind die Wohnung mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit aufsucht.
Der Bundesfinanzhof weist in einem neuen Urteil  
darauf hin, dass bei mehrjährigen Auslandsaufent-
halten ein besonderes Augenmerk auf die Aufent-
haltszeiten in der inländischen Wohnung gelegt 
werden müsse. Während bei einjährigen Aus-
landsaufenthalten auch ohne zwischenzeitliche 
Inlandsbesuche weiterhin davon ausgegangen 
werden könne, dass das Kind seinen inländischen 
Wohnsitz beibehalten habe und somit ein Kinder-
geldanspruch besteht, könne hiervon bei mehr jäh-
rigen Auslandsaufenthalten nur dann ausgegangen 
werden, wenn die ausbildungsfreie Zeit überwiegend 
(über 50 %) am Inlandswohnsitz verbracht werde. 

Kurze Besuchsaufenthalte von zwei bis drei Wochen 
pro Jahr genügten nicht.
Wird, wie in dem aktuell entschiedenen Fall, ein 
zunächst auf ein Jahr angelegter Auslandsaufent-
halt durch nachträglichen Entschluss des Kindes  
verlängert, gelten erst ab diesem Zeitpunkt die 
verschärften Kriterien für mehrjährige Auslands-
aufenthalte. Erst ab dem Entschluss muss das 
Kind also seine freie Zeit überwiegend in Deutsch-
land verbringen, um kindergeldrechtlich weiterhin 
anerkannt zu werden. Mangelnde Heimfahrten 
im ersten Studienjahr bleiben für den Kindergeld-
anspruch also folgenlos.

Hinweis: 
Die vorgenannten Urteilsgrundsätze zum Inlands-
wohnsitz gelten nur für Kinder, die außerhalb der EU 
bzw. des EWR studieren. Wird das Auslandsstudium 
innerhalb der EU bzw. des EWR absolviert, besteht 
prinzipiell ein Kindergeldanspruch fort.

Quelle: BFH, Urt. v. 21.06.2023 - III R 11/21
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Verhandlung per Videokonferenz: Gesamte Richterbank muss im Bild zu sehen sein

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Mieter müssen nicht Vertragspartner des Leistungserbringers sein

Wenn Sie haushaltsnahe Dienstleister und Hand-
werker in Ihrem Privathaushalt beschäftigen, können 
Sie die entstehenden Lohnkosten zu 20 % von 
Ihrer tariflichen Einkommensteuer abziehen. Das 
Finanzamt erkennt Handwerkerkosten von maximal 
6.000 EUR pro Jahr an (Steuerbonus maximal  
1.200 EUR). Haushaltsnahe Dienstleistungen sind 
bis zu 20.000 EUR jährlich absetzbar (Steuerbonus 
maximal 4.000 EUR). Lohnkosten für haushaltsnahe 
Minijobber lassen sich mit maximal 2.550 EUR pro 
Jahr ansetzen (Steuerbonus maximal 510 EUR).
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem neuen 
Urteil bekräftig, dass der Steuerbonus nicht nur 
für Haus- und Wohnungseigentümer gilt, sondern 
auch für Mieter. Das Finanzamt darf nach Ansicht 
der Bundesrichter nicht beanstanden, dass die 
Verträge mit den Leistungserbringern nicht durch 
den Mieter selbst abgeschlossen worden sind. Für 
den Steuerabzug ist lediglich entscheidend, dass die 
Leistungen den Mietern zugutekommen.

Hinweis: 
Die Entscheidung ist für die Praxis relevant, weil 
bei einer Vielzahl von Handwerkerleistungen und 
haus haltsnahen Dienstleistungen der Vermieter als 
Vertragspartner auftritt und die Kosten dann später 
auf den Mieter umgelegt werden.

Der BFH erklärte, dass es für steuerliche Zwecke in 
der Regel ausreiche, wenn Mieter die absetzbaren 
Kosten durch die Wohnnebenkostenabrechnung, 
eine Hausgeldabrechnung, sonstige Abrechnungs-
unterlagen oder eine hinreichend aufgeschlüsselte 
Bescheinigung des Vermieters nachwiesen.

Hinweis: 
Die Urteilsgrundsätze lassen sich auch auf Woh-
nungseigentümer übertragen, bei denen haus halts-
nahe Dienst- und Handwerkerleistungen durch die 
Wohnungseigentümergemeinschaft bzw. deren Ver-
walter beauftragt worden sind.

Quelle: BFH, Urt. v. 20.04.2023 - VI R 24/20

Mündliche Verhandlungen der Finanzgerichte (FG) 
können nach der Finanzgerichtsordnung auch per 
Videokonferenz durchgeführt werden. Die Gerichte 
können es den Prozessbeteiligten und ihren Bevoll-
mächtigten zu diesem Zweck gestatten, sich zur 
Verhandlung von einem anderen Ort als dem 
Sitzungssaal zuschalten zu lassen und von dort 
Verfahrenshandlungen vorzunehmen. Auch Zeugen 
und Sachverständige können auf diese Weise per 
Video zugeschaltet werden.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, 
dass ein finanzgerichtliches Urteil auf einem Ver-
fahrensmangel beruht, wenn während der per 
Video konferenz durchgeführten mündlichen Ver-
hand lung nicht alle zur Entscheidung berufenen 
Richter für die zugeschalteten Beteiligten sichtbar 
sind. Im zugrunde liegenden Fall war während der 
überwiegenden Zeit nur der Vorsitzende Richter des 
Senats im Bild zu sehen gewesen. Der BFH verwies 
darauf, dass für die Prozessbeteiligten auch während 
einer Videokonferenz feststellbar sein müsse, ob  
die beteiligten Richter in der Lage sind, der Verhand-
lung in ihren wesentlichen Abschnitten zu folgen.  

So kurios es klingen mag: Es muss feststellbar sein, 
ob ein Richter eingeschlafen ist, erst verspätet auf 
der Richterbank Platz genommen hat oder vorzeitig 
gegangen ist.
Die Videoübertragung im zugrunde liegenden Fall 
hatte sich auf den Vorsitzenden Richter fokussiert, 
so dass der Anspruch der Klägerseite auf die vor-
schriftsmäßige Besetzung des erkennenden Gerichts 
verletzt war. Der BFH erklärte, dass die Video über-
tragungstechnik "ohne Verlust rechtstaatlicher 
Qualität" genutzt werden solle, so dass auch zuge-
schaltete Prozessbeteiligte die vorschriftsmäßige 
Besetzung des Gerichts und damit die Anwesen-
heit aller Mitglieder des Spruchkörpers feststellen  
könnten. Nach dem Urteil müssen Verfahrens-
beteiligte die Möglichkeit haben, die anderen Ver-
fahrensbeteiligten und alle Mitglieder des Gerichts 
sowohl visuell als auch akustisch wahrzunehmen.

Hinweis: 
Der BFH hob das folglich mängelbehaftete FG-
Urteil auf und verwies die Sache zurück an das FG 
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung. 

4.19

4.20
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Corona-Lockdown: Keine Entschädigungen wegen Betriebsschließungen

Ob das FG nun im zweiten Rechtsgang erneut per 
Videoschaltung oder in Präsenz verhandeln wird, 
bleibt abzuwarten.

Quelle: BFH, Beschl. v. 30.06.2023 - V B 13/22

Nachdem die Corona-Pandemie im Januar 2020 
Deutschland erreicht hatte, reagierte die Politik  
mit bundesweiten Infektionsschutzmaßnahmen und 
sorgte ab März 2020 für einen ersten Lockdown. Das 
öffentliche Leben kam damals weitestgehend zum 
Erliegen. Viele Geschäfte waren von angeordneten 
Betriebsschließungen betroffen.
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat nun entschieden, 
dass der Staat nicht für Einnahmeausfälle haftet, 
die sich durch die vorübergehenden Betriebs-
schließungen während des ersten Lockdowns  
ergeben haben. Geklagt hatte eine selbständige 
Frisörin, deren Betrieb im ersten Lockdown infolge 
einer Verordnung des Landes Baden-Württemberg  
für sechs Wochen geschlossen worden war. In dem 
Salon war vorher weder eine Corona-Erkrankung 
aufgetreten, noch war die Friseurin selbst an-
steckung sverdächtig gewesen. Vor dem BGH wollte 
die Frau erreichen, dass das Land ihr eine Ent-
schädigung in Höhe von 8.000 EUR für 
Einnahmeausfälle zahlte.
Der BGH lehnte jedoch ab und bestätigte seine 
Rechtsprechung aus dem Jahr 2022, wonach 
Gewerbebetrieben weder nach dem Infektions-
schutzgesetz noch nach dem allgemeinen Polizei- 

und Ordnungsrecht ein Entschädigungsanspruch  
zustand − auch wenn sie als "infektionsschutz-
rechtliche Nichtstörer" einzuordnen waren. Die 
sechs wöchige Betriebsuntersagung für Frisöre war 
nach Gerichtsmeinung auch unter Berücksichtigung 
der verfassungsrechtlich garantierten Berufsfreiheit 
und des Rechts am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb verhältnismäßig. Ziel der landes-
rechtlichen Regelungen war es, die Gesundheit der 
Bevölkerung zu schützen und eine Überlastung 
des Gesundheitssystems abzuwenden. Der Staat 
hatte damit seine Schutzpflicht für das Leben 
und die Gesundheit der Bürger erfüllt und einen 
legitimen Zweck verfolgt, denn er musste sich in 
Pandemiezeiten auf seine vorrangigen Pflichten zum 
Schutz der Bevölkerung beschränken.

Hinweis: 
Die Eingriffe in die Grundrechte der Gewerbe-
treiben den wurden nach Gerichtsmeinung zudem  
dadurch relativiert, dass der Staat verschiedene 
staatliche Hilfsmaßnahmen für betroffene Unter-
nehmen anbot.

Quelle: BGH, Urt. v. 11.05.2023 - III ZR 41/22

5. WEITERE NEUIGKEITEN
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STEUERTERMINE

DEZEMBER 2023

11.12.  Umsatzsteuer*
 Lohnsteuer*
 Solidaritätszuschlag*
 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*
 Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer**
 Solidaritätszuschlag**
 Kirchensteuer ev. und r.kath.**

Zahlungsschonfrist: 
bis zum 14.12.2023. Diese Schonfrist gilt nicht bei 
Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. 
[* bei monatlicher Abführung für November 2023;  
** für das IV. Quartal 2023]
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